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Liebe Kolleg*innen,
hat diese Ausgabe unseres „forum“ zu viel Krieg und Militarismus zum Inhalt? 
- Das mag die eine oder der andere so empfinden. Auf jeden Fall ist zu viel Krieg 
und Militarisierung in der Gesellschaft festzustellen. Und ein Ende ist kaum in 
Sicht, ganz im Gegenteil. Seht euch dazu einmal an, was im Bundesland Bayern 
bereits vonstatten geht (ab S. 6), was unsere Kolleg*innen von der dortigen GEW 
dagegen unternehmen (ab S. 8) und wie wir sie von hier aus unterstützen können 
(Kasten auf S. 6).

Ein Blick zurück kann ja immer sehr hilfreich sein. Warum Fehler begehen, 
die Kolleg*innen-Generationen vor uns heute hoffentlich nicht mehr machen 
würden? Was diesen Aspekt angeht, mögen die Buchrezensionen auf den Seiten 
10 bis 15 eine Orientierung bieten.

Bevor es dann ab Seite 17 um die bald beginnende TVöD-Tarifrunde geht, 
enthalten wir euch am Ende der Rubrik TITELTHEMA nicht vor, was euer Ge-
schäftsführender Vorstand (GfV) der Kölner GEW zu Krieg und Frieden an die 
GEW- und DGB-Landes- bzw. Bundesvorstände geschickt hat. Sobald wir erste 
Reaktionen darauf haben, seid ihr unter den ersten, die darüber informiert wer-
den!

Die Rubrik AUS DEN GREMIEN umfasst einen sehr motivierenden Bericht 
von den Aktionen der VHS-Beschäftigten und eine überaus anschauliche Aus-
wertung der Personalratswahlen an den Schulen im Regierungsbezirk Köln.

Nachdem es in der BILDUNGSPOLITIK ab Seite 24 um die Gefahren der 
Mediennutzung bei Kindern geht sowie um eine herbe Kritik am Umgang mit 
den Beschäftigten bei freien Bilungsträgern, folgt noch ein Abgesang auf die 
(Minder-)Wertschätzung, die das NRW-Bilungsministerium dem „Ganztag“ zu-
teil werden lässt.

Als gesamtgesellschaftlich relevante Themen wartet dann die entsprechende 
Rubrik von Seite 28 bis 31 vor allem mit dem Thema Verkehrs(w)ende auf.

Vor unseren sehr (!) AKTIVEN RUHESTÄNDLER*INNEN (zwei kulturelle 
Berichte und drei Termine von Oktober bis Dezember) gibt es beginnend mit der 
Seite 32 noch Erfreuliches von der neuen GEW Köln-Arbeitsgruppe FRIEDEN & 
INTERNATIONALES zu lesen.

Und damit wären wir wieder beim TITEL dieser „forum“-Ausgabe angelangt:

„Friedensgebot mit Leben füllen, kriegerische Gewaltspirale  
durchbrechen!“

(aus: Erklärung des DGB zum Antikriegstag 2024; vgl. S. 39 dieser Ausgabe)

Es grüßt euch herzlichst
eure „forum“-Redaktion

forum 2024 Ausblick 
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Unser
ONLINE- 

KALENDER
Alle GEW-Termine im 

Überblick – leicht über 
unsere Homepage  

per Klick zu erreichen  
(gew-koeln.de)!

INTERESSE AN DER MITARBEIT IM  
GESCHÄFTSFÜHRENDEN VORSTAND (Gf V) DER GEW KÖLN?
Noch liegt es weit in der Zukunft, aber wir möchten euch bereits jetzt darauf aufmerksam machen, dass im ersten Quartal 2025 unser GfV 
neu gewählt wird!

WAS IST DER GfV UND WELCHE AUFGABEN NIMMT DIESER WAHR?
Der GfV in Köln wird gemäß unserer Satzung alle zwei Jahre neu gewählt. Er leitet die laufenden gewerkschaftspolitischen, organisatori-
schen und finanziellen Geschäfte des Stadtverbands. Er führt die ihm vom Erweiterten Vorstand übertragenen Aufgaben durch und ist dem 
Erweiterten Vorstand sowie der Mitgliederversammlung rechenschaftspflichtig. Der Geschäftsführende Vorstand besteht aus 11 gleichbe-
rechtigten Mitgliedern (gegebenenfalls Tandems), die ihre Aufgaben und Funktionen untereinander aufteilen.

WER KANN FÜR DEN GfV KANDIDIEREN UND WIE?
Jedes Kölner GEW-Mitglied, das satzungsgemäße Beiträge entrichtet, hat das Recht zu kandidieren. Kandidat*innen müssen ihre Kandida-
tur spätestens 4 Wochen vor der Wahlversammlung einreichen. Da bisher noch kein Termin für die Wahlversammlung feststeht, können wir 
euch leider noch keine Bewerbungsfrist nennen – wir möchten euch aber jetzt schon anregen, euch zu überlegen, ob ihr eventuell Lust habt, 
diese wichtige ehrenamtliche Funktion in der GEW Köln zu übernehmen! Die konkreten Daten und Fristen werden natürlich veröffentlicht, 
sobald diese feststehen.

Wenn du Fragen zur Mitarbeit und zur Kandidatur zum GfV hast, wende dich gerne an unsere Geschäftsstelle unter kontakt@
gew-koeln.de! Es ist von Vorteil für die Arbeit der GEW, wenn sich die zentralen Arbeitsbereiche auch im Geschäftsführenden Vor-
stand widerspiegeln. Alle Fachgruppen, Ausschüsse und Arbeitskreise sind daher aufgefordert, über Kandidaturen zu beraten.

FACHGRUPPEN
Jedes Mitglied ist aufgrund sei-
nes Tätigkeitsfeldes einer Fach-
gruppe zugeordnet. Die Fachgrup-
pen vertreten die Interessen ihrer 
Mitglieder und unterstützen die 
Kolleg*innen.

BERUFSKOLLEG
Jörg Buschmann, 01577-9039204,  
joerg.buschmann@gew-nrw.de

Thomas Wesseler, 0241-911326, 
thomaswesseler@arcor.de

ERWACHSENENBILDUNG
Dr. Lioba Waleczek 
liobawaleczek@web.de

Klaus Mautsch,  
klaus@mautscherholz.de

GESAMTSCHULE
Eva Caspers 
eva.caspers@gew-nrw.de

Nick Bauermeister 
nick.bauermeister@gew-nrw.de

GRUNDSCHULE
Thorsten Albersmann, 0152-27651693 
thorsten@albersmann.koeln

Katja Nielsen, 0221-5506556 
katja.nielsen@gmx.de

GYMNASIUM
Dr. Alexander Fladerer, 0221-
4305633, fladerer@ish.de

Heike Wichmann, 0221-422354, 
heike.wichmann@gmx.net

Andreas Haenlein,  
0221-9458678,  
andreas.haenlein@yahoo.de

Gudrun Skeide-Panek,  
02232-29833,  
skeide_panek@web.de

HAUPTSCHULE
Hakan Türken 
hakan.tuerken@gmx.net

Claudia Seidel,  
claudia.seidel1209@googlemail.com

HOCHSCHULE UND FORSCHUNG
Mirjam Berg 
mrjmberg@gmail.com

Sonja Gaedicke 
sonjagaedicke@gmail.com

Sarah Karim 
sarah.karim@gmx.de

Ulrike Wesch 
ulrikewesch@posteo.de

REALSCHULE
Katrin Reininghaus, 0221-331647 
katrin.reininghaus@online.de

Karen Kiethe 
karenkiethe@gmail.com

SONDERPÄDAGOGISCHE BERUFE
Timo Hemmesmann, 
timohemmesmann@gmx.de

Maren Bennemann, 
maren.bennemann@gew-nrw.de

SOZIALPÄDAGOGISCHE  
BERUFE/KITA
Rainer Alfter, 
rainer.jettke@koeln.de

AUSSCHÜSSE
Ausschüsse bieten Foren für die-
jenigen, die sich für die Belange 
einer bestimmten Personengruppe 
einsetzen möchten.

AKTIVE RUHESTÄNDLER*INNEN
Silke Weinberger-Brümmer,  
0221-763379,  
nc-weinbesi2@netcologne.de

Nanny Gatzen-Stadter 
Nanny.Gatzen-Stadter@t-online.de

ANGESTELLTE LEHRKRÄFTE
Henning Frey, 
henning.m.frey@web.de

Julian Gurster 
julianguerster@gmx.de

QUEER
Bodo Busch, 0221-9232930,  
bodo.busch@netcologne.de

Björn Kiefer, 0170-9913326, 
b.kiefer1@gmx.de

JUNGE GEW/STUDIERENDE
Till Struve 
Marian Bäcker 
E-Mail: N.N.

LEHREN UND ERZIEHEN ZUR 
MEHRSPRACHIGKEIT IN KÖLN 
(LEMK)
Silvia Treder, 
treder.silvia@gmail.com

Hasan Taşkale 
Telefon: 0177-2403581 
kontakt@gew-koeln.de

OFFENER GANZTAG
Alexandra Klöckener, 
a.kloeckener@online.de

Marcel Wilmes 
marcel.wilmes@gew-nrw.de

ARBEITSKREISE
Arbeitskreise ermöglichen den kol-
legialen Erfahrungsaustausch zu 
aktuellen berufsbezogenen und 
sozialpolitischen Themen. 

INKLUSION
Uschi Kellermann, 0221-16846200,  
uschi.kellermann@gmx.de

SCHULENTWICKLUNG KÖLN
Prof. Dr. Anne Ratzki 
T: 0221-684871 
E-Mail: annrat@gmx.de

Klaus Minartz, 0221-526722,  
klaus.minartz@gmail.com

Stefan Schüller-Breu,  
stefan.schueller@gmx.net

FRIEDEN & INTERNATIONALES
Peter Heim 
peter.heim@posteo.de 
0221-94658008

Christina Krautwurst 
christina.krautwurst@gew-nrw.de

Arbeitsgremien zum Mitmachen!

Aufruf
Am 1. September 1957 nahm der DGB den achten Jahrestag des 
deutschen Einmarschs in Polen (Beginn des Zweiten Weltkriegs) 
zum Anlass, um unter dem Motto „Nie wieder Krieg“ gegen Mi-
litarisierung in Aktion zu treten. Seit 1966 wird dieser Gedenktag 
jährlich begangen.

In diesem Jahr wird es aus gegebenen traurigen Anlässen einen wei-
teren großen Antikriegstag geben, den 3. Oktober:

Es ist kurz vor 12 – 
Widerstand und Protest jetzt – 

Es liegt an uns!

Kommt massenhaft!
Sternmarsch 
mit drei Auftaktkundgebungen
ab 12.30 

Schlusskundgebung
Großer Stern (Siegessäule)
14.30 
weitere Informationen: 
www.nie-wieder-krieg.org
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3. Oktober 2024
Berlin

Nein zu Krieg 
und Hochrüstung! 
Ja zu Frieden
und internationaler 

Solidarität!

Großer Stern (Siegessäule)

Bundesweite Friedensdemonstration

Initiative Nie wieder Krieg – 
Die Waffen nieder!V.
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Ganz im Sinne der von Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) im 
Zuge des russischen Angriffs 
auf die Ukraine ausgerufenen 
„Zeitenwende“ treibt Bayern 

damit die Militarisierung der Gesellschaft 
weiter voran und begibt sich in einen Stand-
ortwettbewerb, um möglichst attraktive Be-
dingungen für die Bundeswehr vor Ort zu 
schaffen. Von dem neuen Gesetz betroffen 
sind neben anderen auch Hochschulen und 
Schulen.

Die Zusammenarbeit von Schulen mit 
sogenannten Jugendoffizier*innen soll künf-
tig im Bayerischen Gesetz über das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) ge-
setzlich festgeschrieben werden. Damit wird 
die Rolle der Bundeswehr bezüglich poli-
tischer Bildung an Schulen deutlich aufge-
wertet und gegenüber anderen außerschu-
lischen Akteur*innen aus der (friedens-)
politischen Bildungsarbeit privilegiert. Da-
bei ist die Bundeswehr keineswegs ein neu-
traler politischer Akteur. Wie die GEW 
Bayern in ihrer Stellungnahme zum Geset-
zesentwurf betont, führt der Einsatz von 
Jugendoffizier*innen in Klassenzimmern 
die im „Beutelsbacher Konsens“ festgelegten 
Grundsätze des Überwältigungsverbots und 
der Kontroversität in der politischen Bil-
dung ad absurdum (vgl. Kasten). In einer Pe-
tition an den zuständigen Staatsminister für 
Europaangelegenheiten und Internationa-
les Eric Beißwenger (CSU) und die Mitglie-
der des Bayerischen Landtags kritisiert die 
Bildungsgewerkschaft außerdem, dass die 
Privilegierung von Jugendoffizier*innen ge-
gen das staatliche Neutralitätsgebot versto-
ße. Kritisiert wird auch, dass Schüler*innen 
bzw. deren Erziehungsberechtigte künftig 
nicht mehr die Möglichkeit haben, sich aus 
Gewissensgründen von Bundeswehrveran-
staltungen in der Schule abzumelden. 

Protest der GEW Bayern
Die GEW Bayern kündigte bereits im Vorfeld der Ver-
abschiedung des Bundeswehrgesetzes an, rechtlich 
gegen das Gesetz vorgehen zu wollen und bereitet 
aktuell gemeinsam mit dem bayerischen Landesver-
band der DFG-VK und der ehemaligen bayerischen 
Landtagsabgeordneten sowie Anwältin Adelheid 
Rupp eine Klage vor dem Bayerischen Verfassungs-
gerichtshof vor.1 Wir bitten unsere Mitglieder um 
finanzielle und namentliche Unterstützung. Die 
Stellungnahme der GEW Bayern im Rahmen des 
Gesetzgebungsprozesses und die Petition gegen das 
Bundeswehrgesetz findet ihr hier: https://t.ly/xSbih 
und gew-bayern.de/themen/nein-zum-bundeswehr-
gesetz

Die Militarisierung Deutschlands nimmt immer stär-
kere Züge an: Erst kam der Bundesverteidigungsmi-
nister Pistorius (SPD) mit seiner „Kriegstüchtigkeit“, 
dann forderten die Bildungsministerinnen im Bund 
(Bettina Stark-Watzinger; FDP) und NRW, Dorothee 
Feller (CDU), Zivilschutzübungen im Klassenzimmer. 
Von einem „Sondervermögen“ i.H.v. 100 Milliarden 
Euro können die Bereiche Gesundheit und/oder Bil-
dung nur träumen. 

Das Bundesland Bayern setzt nun einen weiteren 
Markstein und beschließt (quasi im Eilverfahren) das 
„Gesetz zur Förderung der Bundeswehr in Bayern“. 
Wir haben Kontakt zur GEW in Bayern aufgenom-
men und konnten kompetente Kritiker*innen finden, 
die im Folgenden zu diesem Gesetz, dessen Bedeu-
tung und den Aktivitäten dagegen Auskunft geben. 
Wir sollten die Kolleg*innen unterstützen, die von ih-
nen initiierte Petition unterschreiben (siehe Kasten!) 
und wachsam sein, was als nächstes hier bei uns in 
NRW dazu auf den Tisch kommt. // Die „forum“-Re-
daktion

Kriegsschauplatz (Hoch-)Schule?
Anfang des Jahres kündigte Ministerpräsident Markus Söder (CSU) am Rande einer Klausur der 
CSU-Landtagsfraktion ein eigenes Bundeswehrgesetz für Bayern an, dessen Entwurf nur wenige 
Tage später das Kabinett verabschiedete. Trotz oder vielleicht auch gerade wegen seines brisan-
ten Inhalts wurde er danach mit verkürzter Beratungszeit durch den Bayerischen Landtag ge-
peitscht und noch vor der parlamentarischen Sommerpause beschlossen. Die SPD signalisierte 
bereits während der Ausschussberatung ihre Zustimmung; die AfD enthielt sich, da ihr der Ge-
setzesentwurf nicht weit genug ging. Einzig die Abgeordneten von Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
stimmten dagegen. // von Eduard Meusel und Christiane Fuchs  

Außerdem sollen Karriereberater*innen 
der Bundeswehr sowie Vertreter*innen von 
Behörden und Organisationen mit Sicher-
heitsaufgaben (z. B. Feuerwehr, Polizei, Ver-
fassungsschutz oder Rettungsdienste) Zu-
tritt zu Schulen erhalten, um dort Nach-
wuchs anwerben zu können. Schon heute 
rekrutiert die Bundeswehr – mit steigender 
Tendenz – Minderjährige, obwohl Kinder-
rechtsorganisationen seit Langem darauf 
pochen, das Rekrutierungsalter in Deutsch-
land auf 18 Jahre anzuheben. Aktuell ist 
jede*r zehnte Rekrut*in in der Bundeswehr 
unter 18.2 Mit der Öffnung der Schulen für 
Karriereberater*innen der Bundeswehr wird 
die Zahl minderjähriger Rekrut*innen wohl 
weiter steigen.

Kooperationszwang, Zivilklausel-
Verbot und Verstoß gegen Wissen-
schaftsfreiheit

In den Hochschulen wird die Trennung zwi-
schen ziviler und militärischer Forschung 
weiter aufgeweicht. Das bayerische Bundes-
wehrgesetz formuliert ein Gebot zur Zusam-
menarbeit von Hochschulen mit der Bun-
deswehr, das auf einen Kooperationszwang 
ausgeweitet werden kann, „wenn und soweit 
das Staatsministerium auf Antrag der Bun-
deswehr feststellt, dass dies im Interesse der 
nationalen Sicherheit erforderlich ist.“ Eine 
Definition, was genau unter einem solchen 
Interesse zu verstehen ist, fehlt und öffnet 
damit der Willkür staatlicher Anordnun-
gen Tür und Tor. Darüber hinaus verbietet 
der Freistaat künftig sogenannte „Zivilklau-
seln“. Dies sind Selbstverpflichtungen, über 
die sich Hochschulen dazu bekennen, aus-
schließlich zu zivilen und friedlichen Zwe-
cken zu forschen und zu lehren.

Mit den neuen Regelungen erweist sich 
das Bundeswehrgesetz aus verfassungs-
rechtlicher Sicht als höchst problematisch. 

Denn Art. 5 Abs. 3 des Grundgesetzes garan-
tiert die Freiheit der Wissenschaft, der For-
schung und der Lehre und erkennt damit 
den wissenschaftlichen Einrichtungen ein 
sehr umfassendes Selbstbestimmungsrecht 
zu. Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen sollen über das sogenannte Prinzip der 
„akademischen Selbstverwaltung“ über ihre 
Geschicke und ihre wissenschaftliche Aus-
richtung selbst entscheiden. Wird ihnen nun 
qua Gesetz verboten, sich ausschließlich ei-
ner friedlichen Nutzung der Wissenschaft zu 
verschreiben, bedeutet das nicht nur einen 
erheblichen Einschnitt in die Grundrechte 
einzelner Wissenschaftler*innen, sondern 
sogar ganzer gesellschaftlicher Institutio-
nen. Das kann durch das zum Zwang aus-
geweitete Kooperationsgebot im schlimms-
ten Fall sogar dahin führen, dass einzelne 
Wissenschaftler*innen dazu verpflichtet 
werden, militärische Forschung zu betreiben 
– auch gegen ihren expliziten Willen oder 
ihre Weltanschauung. Das ist als Frontalan-
griff auf eine offene und demokratisch orga-
nisierte Gesellschaft zu werten.

Alles beim Alten?

Warum scheint der Bayerischen Staats-
regierung gerade jetzt eine gesetzliche Neu-
regelung so notwendig? Ist es den bayeri-
schen Hochschulen unter den aktuellen 
Rahmenbedingungen nicht möglich, mi-
litärische Forschung und Lehre zu betrei-
ben? Dem ist mitnichten so. Denn obwohl 
es bundesweit derzeit rund 70 Hochschulen 
mit Zivilklauseln gibt, findet sich davon tat-
sächlich keine in Bayern. Den Hochschulen 
stünde es also sehr wohl frei, der Bundes-
wehr oder der Rüstungsindustrie zuzuar-
beiten – zumal erst kürzlich durch das neue 
Bayerische Hochschulinnovationsgesetz die 
Verzahnung zwischen Hochschulen und der 
freien Wirtschaft nochmal deutlich ausge-
baut wurde.

Mutmaßlich wird dies – wenngleich 
im Verdeckten – wohl auch getan, denn 
aktuelle Zahlen zum (finanziellen) Um-
fang militärischer Forschungsvorhaben 
sind ebenso wenig öffentlich einsehbar wie 
eine Übersicht über einzelne Forschungs-
projekte. Oftmals wissen nicht einmal die 
Wissenschaftler*innen und Studierenden 
selbst, ob an ihren Instituten zu militäri-
schen Zwecken geforscht wird. Nur sel-
ten schaffen es Meldungen oder gar Protes-
te gegen militärnahe Forschungen, wie die 
Sprengstoffforschung Thomas M. Klapöt-
kes, des Leiters der anorganischen Chemie 
an der LMU München, an die Öffentlichkeit.

Das ist gleich in mehrfacher Hinsicht 
problematisch. Nicht nur steht zu befürch-
ten, dass angesichts der generellen Grundfi-
nanzierungskrise im Hochschulsystem Geis-
tes- und Sozialwissenschaften noch wei-
ter als bisher zugunsten militärischer For-
schung an Boden verlieren werden und um 

ihre Existenz fürchten müssen. Militärische 
Forschung an zivilen staatlichen Hochschu-
len nutzt auch eine steuerfinanzierte Infra-
struktur in Form von Räumlichkeiten, Per-
sonal und Gerätschaften. Der Großteil mili-
tärischer Forschungsgelder kommt zudem 
ebenfalls aus öffentlichen Kassen (z. B. aus 
dem Etat des Verteidigungsministeriums). 
Das bedeutet: Militärforschung an Hoch-
schulen ist letztlich nichts weiter als eine 
Querfinanzierung oder verdeckte Subven-
tionierung der privaten Rüstungsindustrie. 
Transparenz hinsichtlich der Verwendung 
öffentlicher (Steuer-)Mittel sieht anders aus. 
Kein Wunder also, wenn die Akzeptanz und 
Legitimität in unser Steuersystem mit die-
sem Gesetz noch weiter verloren ginge.

Statt die Wissenschaft zu zweifelhaften 
politischen Zielen und Zwecken zu miss-
brauchen, sollte die Politik diese vielmehr 
als das wahrnehmen, was sie ist – ein zentra-
les Instrument für den Erhalt und die Ausge-
staltung einer diversen und offenen Gesell-
schaft und für ein friedvolles Miteinander. 
Statt auf noch mehr Waffen und Kriegstak-
tiken sollte sich die Politik auf die Friedens- 
und Konfliktforschung konzentrieren und 
sich das Wissen und die Strategien zur Über-
windung von Konflikten aneignen.

Eduard Meusel ist Sprecher der bayer. 
GEW-Landesfachgruppe Hochschule und 
Forschung (HuF) sowie Sprachwissen-
schaftler an der Bayerischen Akademie 
der Wissenschaften.

Christiane Fuchs ist Historikerin und po-
litische Geschäftsführerin des Bundes de-
mokratischer Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler (BdWi).

Aktuell ist 
jede*r zehnte 
Rekrut*in  
in der  
Bundeswehr 
unter 18. 

Soldatenfriedhof mit Mohnblumen an den 
Kreuzen

1 Weitere Infos dazu findet ihr auf der Homepage der GEW 
Bayern: gew-bayern.de/themen/nein-zum-bundeswehr-
gesetz
2 Mehr minderjährige Rekruten. Mit 17 zur Bundeswehr. Ta-
gesschau vom 31.3.2024; tagesschau.de
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Ich freue mich sehr, heute vor euch 
sprechen zu dürfen und mit euch 
protestieren zu können gegen das 
unsägliche geplante „Gesetz zur För-
derung der Bundeswehr in Bayern“. 

Getragen von der vom Bundeskanzler ausge-
rufenen „Zeitenwende“ stellt das Gesetz ei-
nen populistischen Akt der Staatsregierung 
dar, der die pädagogische Freiheit der Lehr-
kräfte an den Schulen sowie die Wissen-
schaftsfreiheit an den Universitäten im be-
denklichen Maße einschränkt. 

Als Lehrerin hatte ich das Glück, in 
Nürnberg an einer städtischen Schule zu 
arbeiten. Der Stadtrat hatte einmal be-
schlossen, dass das Schulforum beschlie-
ßen müsse, ob die Bundeswehr in die Schu-
le kommt oder nicht. Und nicht wenige 
Schulen entschieden sich dagegen. Und 
auch an den staatlichen Schulen war es 
stets von der Lehrkraft abhängig, ob sie 
Jugendoffizier*innen einluden oder nicht. 
Nun den Besuch gesetzlich zu verordnen mit 
einer Festschreibung im Bayerischen Erzie-
hungs- und Unterrichtsgesetz hat eine ganz 
andere Note!

Wir bezweifeln, dass 
Jugendoffizier*innen ohne pädagogische 
Ausbildung die Richtigen für einen sicher-
heitspolitischen Exkurs im Sozialkundeun-
terricht sind. Es fehlt die im „Beutelsbacher 
Konsens“ explizit geforderte Gegenposition 
im Rahmen des „Gebotes der Kontroversi-
tät“. Organisationen der Friedensbewegung 
haben aber bei weitem nicht die personel-
len und finanziellen Möglichkeiten der Bun-
deswehr. Insofern wird dieser pädagogische 
Grundsatz durch das geplante „Kooperati-
onsgebot“ ad absurdum geführt. 

Wir brauchen im Gegenteil mehr echte 
politische Bildung an bayerischen Schulen. 
Im „5. Ranking politische Bildung“ der Uni 
Bielefeld war Bayern auch im Jahr 2022 wie-

Ein Viertel aller Minderjährigen 
Soldat*innen wird in Bayern rekrutiert …
Rede der GEW-Landesvorsitzenden Martina Borgendale, die sie bei der Demo am 5.7.2024 in 
München gehalten hat. Zur Verfügung gestellt wurde der Text von der // GEW Bayern

der Schlusslicht. Selbst das zweitletzte Bun-
desland Thüringen bietet am Gymnasium 
doppelt so viele Stunden Sozialkunde an wie 
Bayern! 

Zudem wird das Fach immer noch zu oft 
fachfremd unterrichtet. Hier muss der Frei-
staat endlich nachlegen. Und zwar nicht nur 
mit einem Feigenblatt wie der Verfassungs-
viertelstunde, die wieder fachfremd unter-
richtet wird. 

Voll ausgebildete Lehrkräfte können im 
Sozialkundeunterricht dann, pädagogisch 
sinnvoll und dem Beutelsbacher Konsens 
gemäß, sicherheitspolitische Themen sowie 
Kriegsursachen und die Folgen von Kriegen 
ausgewogen besprechen. 

Wir meinen, dass sich die Bundeswehr 
mit den persönlichen Besuchen unter dem 
Vorwand gesellschaftspolitischer Informati-
on versucht als attraktiver Arbeitgeber dar-
zustellen. So werden Schulen zu Rekrutie-
rungsorten durch die Hintertür. Und das 
selbst bei minderjährigen Schüler*innen! 

In Bayern gab es von Anfang 2022 bis 
Mitte 2023 über 160 Werbeeinsätze in Bil-
dungseinrichtungen. Zusätzlich wirbt die 
Bundeswehr mit sogenannten „Karriere-
trucks“ auf Jobmessen und sogar auf der 
Spielemesse „Gamescom“. Ob AUF dem 
Schulgelände oder außerhalb: Wir als GEW 
sind GEGEN solche Formen der Informati-
on, die in Wirklichkeit Werbung sind. 

Wir sehen einen Zusammenhang zu den 
steigenden Zahlen junger Rekrut*innen, die 
im letzten Jahr laut Bundesverteidigungs-
ministerium um rund 22,5 Prozent gestiegen 
ist. Seit fünf Jahren wird dabei jeweils ein 
Viertel aller minderjährigen Soldat*innen in 
Bayern rekrutiert! 

Dabei widerspricht die Werbung und die 
damit verbundene Rekrutierung von Min-
derjährigen den Verpflichtungen der UN-

Kinderrechtskonvention. Der UN-Ausschuss 
für die Rechte des Kindes und die Kinder-
kommission des Bundestages haben die Bun-
desregierung wiederholt aufgefordert, das 
Rekrutierungsalter auf 18 Jahre anzuheben 
und alle Formen der auf Kinder ausgerichte-
ten Werbung oder Vermarktung des Militär-
dienstes zu verbieten, insbesondere an Schu-
len;

Im vergangenen Jahr waren 10,6 Prozent 
aller neu eingestellten Soldat*innen unter 18 
Jahre alt. Das stellt einen Rekord seit Beginn 
der Erfassung dar! 

Deshalb fordert die GEW eine Anhebung 
des Rekrutierungsalters auf 18 Jahre sowie 
ein Verbot jeglicher Bundeswehrwerbung 
bei Minderjährigen, damit die Kinderrechte 
umfassend verwirklicht werden.

Der aktuelle sicherheitspolitische Kon-
text begründet nicht die im Gesetzesentwurf 
vorgeschlagenen Änderungen im Bildungs- 
und Forschungsbereich. Zu groß sind die 
verfassungsrechtlichen Bedenken zur Frei-
heit von Forschung und Lehre und die päd-
agogischen Einwände gegen die Umsetzung. 

Wir appellieren an den Bayerischen Mi-
nisterrat, das Vorhaben „Gesetz zur Förde-
rung der Bundeswehr in Bayern“ in der vor-
liegenden Form zu verwerfen und Ansätze 
der stärkeren Militarisierung von Bildungs-
einrichtungen nicht weiter zu verfolgen.

Wir erwarten, dass sich mit unseren 
Argumenten gegen das Gesetzesvorhaben 
sachlich auseinandergesetzt wird. Für den 
Fall einer klanglosen Beschlussfassung des 
Gesetzesvorhabens prüfen wir eine Eingabe 
über den Petitionsausschuss und prüfen zu-
sammen mit der Rechtsanwältin und ehema-
ligen Landtagsabgeordneten Adelheid Rupp 
den Klageweg.

Neues zur Kampagne von GEW Bayern 
und DFG-VK sowie zur angekündigten 
Klage findet sich ab Oktober auf der Infor-
mationsseite: 
www.gew-bayern.de/bundeswehrgesetz

Eine ausführliche Argumentation gegen 
das Gesetz haben wir im Rahmen der Ver-
bändeanhörung im Gesetzgebungsver-
fahren hier aufgelistet:
https://www.gew-bayern.de/aktuelles/de-
tailseite/zum-gesetzentwurf-zur-foerde-
rung-der-bundeswehr-in-bayern

Mittlerweile hat sich auch der BayStuRa 
positioniert: 
https://baystura.de/2024/07/21/position-
gegen-das-gesetz-zur-foerderung-der-
bundeswehr-in-bayern/

„Das Gesetz stellt einen populistischen Akt 
der Staatsregierung dar, der die  
pädagogische Freiheit der Lehrkräfte sowie 
die Wissenschaftsfreiheit im bedenklichen 
Maße einschränkt.“

„Die Bundeswehr versucht sich als  
attraktiver Arbeitgeber  
darzustellen. So werden Schulen zu 
Rekrutierungsorten durch die  
Hintertür. Und das selbst bei 
minderjährigen Schüler*innen!“

„Im vergangenen Jahr waren 
10,6 Prozent aller neu eingestellten 
Soldat*innen unter 18 Jahre alt. Das 
stellt einen Rekord seit Beginn der  
Erfassung dar! “

Symbolbild Game  
Controller in Camouflage – 
Krieg ist aber kein virtuelles 
Spiel.
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Plötzlich näherte sich auf dem 
Nebengleis ein riesiger Geleit-
zug, vollbeladen mit Panzern 
- mit Mardern, Geparden oder 
Leoparden. Ich kann das nicht 

unterscheiden, aber ich konnte geschockt 
das Bild lesen. Der Transport fuhr von West 
nach Ost.“

Antje Vollmer, Bundestagsvizepräsiden-
tin von 1994 bis 2005, Christin, Pazifistin, 
grünes Urgestein, steht nach Kriegsbeginn 
auf dem Bahnhof ihrer Heimatstadt. Und 
stellt sich dabei auch das Gegenbild vor, ir-
gendwo im Osten: Militärtransporter mit 
russischen Panzern von Ost nach West.

Mit dieser Erfahrung beginnt ihr „Ver-
mächtnis“, erschienen am 23.Februar 2023 
in der Berliner Zeitung, nachdem mehrere 
überregionale Zeitungen den Abdruck ab-
gelehnt hatten. Denn sie hatte, wie ihr Sohn 
Johann berichtet, eine Bedingung: „Es wird 
kein Wort geändert, es wird kein Wort ge-
kürzt.“ Am 5.3.2023 erlag sie ihrer Krebser-
krankung.

Bis kurz vor ihrem Tod traf sie sich in re-
gelmäßigen Abständen im kleinen Kreis der 
Gruppe „Neubeginn“ in ihrer Charlotten-
burger Wohnung, um sich als Pazifistin über 
die Weltlage auszutauschen, sie zu analysie-
ren. Zu ihrer Haltung sagte sie in einem Ge-
spräch mit einer Grünen- MdB, fast 50 Jahre 
jünger als sie, so gegensätzlich zu ihren Ge-
danken (SZ 13.5.22): „Pazifisten fragen sich 
immer: Wo droht die Welt auseinanderzu-
reißen? Wo kann man auf beiden Seiten de-
eskalieren?“. Ihre grüne Partei sah sie in die-
sem Interview auf dem Weg zu einem „Men-
schenrechtsbellizismus“.

Der vorliegende gut über 100 Seiten um-
fassende Band ist eine Fundgrube an Anre-
gungen und Analysen. Er besteht auf teils 
sehr kompakten, maximal zehn Seiten lan-
gen Texten, die mit Quellenangaben ver-
sehen sind. Die Autor*innen sind aus der 
Gruppe „Neubeginn“: Peter Brandt, Marco 
Bülow, Gabriele Zimmer, Michael Brie, Da-
niela Dahn, Dieter Klein u.a. Besonders er-
hellend ist der Beitrag von Alexander Rahr, 

Osteuropa-Historiker, zu den Treffen der 
Gruppe „Neubeginn“ nach dem Einmarsch 
Russlands und den Beiträgen Antje Vollmers 
zum Thema.

Auch der Schriftsteller Ingo Schulze und 
der Musiker Hans-Eckardt Wenzel tragen 
Texte bei. Letzterer schreibt im „Abschied“ 
u.a.: „Kein Abschiedslied im Mund. Der 
Krieg gab uns den Ton an.“

Johannes Vollmer fasste das eher hoff-
nungsvolle Vermächtnis seiner Mutter so 
zusammen: „Bleibt mutig. Bleibt zuversicht-
lich. Redet, wo niemand reden will. Glaubt 
an den Dialog. Er ist der einzige Weg.“ Denn: 
„Frieden schließe man mit Feinden, nicht 
mit Freunden“.

Quellen:

13.5.22 SZ : https://www.sueddeutsche.de/politik/ukraine-
krieg-gruene-waffenlieferungen-pazifismus-1.5584148 

16.3.23 SZ : https://www.sueddeutsche.de/politik/tod-antje-
vollmer-gruene-1.5770303 

26.3.23 SZ: https://www.sueddeutsche.de/politik/prantls-
blick-vollmer-gruene-pazifismus-1.5753116 

Den Krieg verlernen Zum Vermächtnis einer Pazifistin | 
Eine Flugschrift
120 Seiten | 2024 | EUR 12.00 VSA-Verlag

Den Krieg verlernen –  
Vermächtnis einer Pazifistin
Rezension des gleichnamigen Buchs durch // Peter Heim, Mitglied im Leitungsteam der  
Kölner GEW-Arbeitsgruppe Frieden & Internationales

Der Titel des Ende letzten Jah-
res beim Wissenschaftsver-
lag Duncker & Humblot er-
schienenen Buchs „Der Ers-
te Weltkrieg – ein Verteidi-

gungskrieg?“ kann nur als Suggestivfrage 
verstanden werden. Das aber macht neugie-
rig! Denn welche Positionen sollte es (heu-
te noch) geben, die den ersten industriell 
geführten Krieg der Geschichte als Akt der 
Verteidigung bezeichnen könnten?

Mit welchen Argumenten wird sich der 
Autor befassen, wenn er schon mit der Wahl 
seines Buchtitels den Eindruck erweckt, 
man müsse sich allen Ernstes mit der Fra-
ge beschäftigen, ob Selbstverteidigung der 
Grund war, um zwischen dem 28. Juli 1914 
und dem 11. November 1918 das Leben von 
weit über zehn Millionen uniformierten und 
mehr als sieben Millionen nicht-uniformier-
ten Menschen gewaltsam zu beenden? Nach 
vier Jahren Stellungskrieg, Gaskrieg, Pan-
zerkrieg galten über 20 Millionen Menschen 
als „Kriegsversehrte“, „Invaliden“, „Kriegs-
beschädigte“ oder „Krüppel“. Allein für 
Deutschland wird von beinahe 2,7 Millionen 
physisch und psychisch versehrten Kriegs-
teilnehmenden gesprochen.

Dezidierter Blick auf den Weg in 
den Krieg

1832 schrieb der Militärtheoretiker Carl v. 
Clausewitz: „Der Krieg ist eine bloße Fort-
setzung der Politik mit anderen Mitteln.“ 
(„Vom Kriege“, 1. Buch, 1. Kapitel, Unterka-
pitel 24). Wendet man diese These auf den 
Ersten Weltkrieg an, so stellt sich die Frage, 
was das um die vorletzte Jahrhundertwen-
de für eine Politik gewesen sein muss, die 
eine so abscheuliche Fortsetzung auf dem 
Schlachtfeld nach sich gezogen hat. Kann es 
tatsächlich um Verteidigung gegangen sein? 
Die direkte Antwort darauf lautet: Ja, es ging 
um Verteidigung. Und zwar um die Verteidi-
gung der nationalen ökonomisch-politischen 
Interessen der Großmächte, was zwangsläu-
fig zu einem Konflikt führen musste, da die-
se Interessen jeweils auf Expansion, Ausbeu-
tung von Arbeitsmärkten sowie von Rohstof-
fen ausgerichtet waren.

Im ersten Kapitel seines Buchs befasst 
Bernhard Sauer sich mit der Julikrise, die 
auf das Attentat folgte, welches am 28. Juni 
1914 auf den österreichischen Thronfolger 
und seine Ehefrau verübt worden war. Der 
Autor geht der Frage nach, was letztlich zum 

Krieg ist die  
Fortsetzung  
mörderischer  
Politik mit  
mörderischen  
Mitteln!
Was aber muss das für eine Politik sein, die mit 
derartiger Verachtung gegenüber menschlichem 
Leben fortgesetzt wird? – Rezension des Buchs 
„Der Erste Weltkrieg – ein Verteidigungskrieg?“ 
von Dr. Bernhard Sauer durch // Guido  
Schönian, Mitglied des Gf V und der „forum“-
Redaktion

Warum erweckt der Titel des 
Buchs den Eindruck, man 
müsse sich allen Ernstes mit 
der Frage beschäftigen, ob 
Selbstverteidigung der Grund 
war, um zwischen Juli 1914 
und November 1918 das Leben 
von rund 20 Millionen Men-
schen zu beenden?

Sauer, Bernhard: „Der Erste Weltkrieg – ein 
Verteidigungskrieg?“ Zeitgeschichtliche For-
schungen (ZGF), Band 66, 2023. 188 S.
Bestellbar (auch als ebook) für 49,90€ un-
ter: https://www.duncker-humblot.de/buch/
der-erste-weltkrieg-ein-verteidigungskrieg-
9783428188918/?page_id=1
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Kriegsausbruch geführt hat. Wie konnte es 
sein, so Sauer, dass „der Tod eines Mannes 
und einer Frau in Sarajevo [...] zum Tod von 
Millionen geführt“ hat?

Ist das Deutsche Reich und dann die 
ganze Welt in den Krieg „hineingestolpert“, 
wie an anderer Stelle (nicht bei Sauer!) all-
zu oft behauptet wird? Ging es also um dip-
lomatisches Feingefühl, das an entscheiden-
der Stelle gefehlt hätte? Zum Anlass für den 
Ersten Weltkrieg, der auch als Weltenbrand 
bezeichnet wird, wurde das Attentat durch 
einen serbischen Nationalisten genommen. 
Aber die Ursachen reichen viel weiter zu-
rück – und sind in erschreckendem Maße 
mit der heute (wieder) aktuellen Gemenge-
lage vergleichbar!

Ernstzunehmende Menschen zu finden, 
die die Frage, ob es sich beim Ersten Welt-
krieg aus Sicht des Deutschen Reichs um 
einen Verteidigungskampf gehandelt hat, 
sollte schwierig sein. Selbst im rechten und 
rechts-konservativen Milieu kann niemand 
unwidersprochen behaupten, das Kaiser-
reich habe sich gegen eine Aggression von 
außen zur Wehr setzen müssen. Die Gene-
ralmobilmachung des Russischen Zaren-
reichs, dem man in Deutschland Angriffsplä-
ne gegen das Kaiserreich unterstellte, folgte 
erst, nachdem Österreich-Ungarn sich der 
Bündnistreue Deutschlans versichert, Ser-
bien den Krieg erklärt und Bomben auf Bel-
grad hatte abwerfen lassen. Das stellt Sauer 
unter Angabe zahlreicher Quellen sehr fun-
diert dar.

demokratie“ von 1904, der rassistisch-antise-
mitische „Deutschbund“ von 1894 und wei-
tere angeschlossene Strukturen. Heute wür-
de man bei all diesen Gruppierungen wohl 
von rechts-nationalem Lobbyismus spre-
chen, der auf parteipolitischer Ebene u.a. mit 
der „Deutschen Vaterlandspartei“ seine Ent-
sprechung hatte.

Erster Vorsitzender der DVLP war 
Großadmiral von Tirpitz. Sein Stellvertreter 
hieß Wolfgang Kapp, der 1920 zum Namens-
geber des aufgrund eines Generalstreiks 
der Gewerkschaften erfolglos gebliebenen 
Kapp-Lüttwitz-Putsches gegen die Weima-
rer Demokratie wurde. Der Partei gehör-
ten zahlreiche führende Industrielle, Groß-
grundbesitzer und Wirtschaftsverbands-
funktionäre wie Wilhelm v. Siemens, Carl 
Duisberg, Ernst v. Borsig, Hugo Stinnes, Alf-
red Hugenberg und weitere an.

Sämtliche dieser Organisationen waren 
kaum auf Verteidigung als vielmehr darauf 
aus, dass das Deutsche Reich seinen „recht-
mäßigen Platz“ in der Welt erlangen solle.

War is (and always was) big busi-
ness!

Was aber ist mit Punkt zwei, den ökonomi-
schen Gründen, ohne die wohl kein Krieg 
auskommt? Das Deutsche Reich befand sich 
sozusagen noch in der Phase der Konsoli-
dierung, als die anderen europäischen Groß-
mächte die Welt längst unter sich aufgeteilt 
hatten. Der Sieg des Norddeutschen Bundes 
unter der Führung des Bismarck`schen Preu-
ßen über Frankreich lag 1914 erst 43 Jahre 
zurück und hatte der deutschen Seite fran-
zösische Reparationszahlungen i.H.v. fünf 
Milliarden Goldfranc (1450 Tonnen Gold-
franc zahlbar in drei Jahren) eingebracht. 
Hinzu kam u.a. die Annektion des „Reich-
land Elsaß-Lothringen“ mit dem wirtschaft-
lich äußerst lukrativen lothringischen Koh-
lebecken.

Mit der Politik des „Neuen Kurs“ ver-
folgte das Deutsche Reich nach der Entlas-
sung Bismarcks (1890) das Ziel, wie Groß-
britannien und Frankreich zur kolonialen 
Großmacht zu werden. Von Verteidigung 
kann auch deswegen keine Rede sein, weil 
1898 unter Federführung von Alfred v. Tir-
pitz (damals Leiter des Reichsmarineamts) 
das erste und im Juni 1900 das zweite Flot-
tengesetz verabschiedet wurde. Zur Finan-

zierung der Aufrüstung führte man 1902 die 
Schwaumweinsteuer in Deutschland ein. 
Ziel war es, den Flottenbau über die Aufga-
ben des Küstenschutzes und der Sicherung 
von Handelswegen hinaus auszubauen und 
zwei Drittel der See-Stärke Großbritanni-
ens zu erlangen. Das Russische Zarenreich 
verfolgte ab 1912 ebenfalls ein ambitioniertes 
maritimes Rüstungsprogramm. Was boomte, 
war die Rüstungsindustrie.

Bernhard Sauer zieht zu diesem Aspekt 
Wilhelm II. heran, der am 6. Juli 1914 „dem 
Industriellen Krupp bei einer Besprechung 
in Kiel versichert[e]: »Diesmal falle ich nicht 
um!«“. Damit meinte er, im Gegensatz zur 
Marokko-Krise des Jahres 1905/-06, die sich 
1911 wiederholen sollte, nun aber wirklich 
entschlossen in den Krieg ziehen zu wollen. 
Im Gegensatz zum Reichskanzler, der 1914 
Bethmann-Hollweg hieß, gab es „Kräfte, die 
sehr wohl wussten, was sie wollten, deren 
Handeln zielgerichtet war“. Sauer benennt 
sie als „große Teile des Militärs, die Alldeut-

schen mit ihren Gliederungen und die hin-
ter den Alldeutschen stehende Schwerin-
dustrie“. „Der Alldeutsche Verband und die 
Schwerindustrie hatten sogar schon vor Aus-
bruch des Krieges weitreichende Eroberun-
gen gefordert, die notfalls auch mit Mitteln 
des Krieges verwirklicht werden sollten.“

Das „Septemberprogramm“, in dem un-
mittelbar nach Kriegsbeginn die deutschen 
Kriegsziele der Regierung formuliert wur-
den, bezeichnet Sauer als Sammlung von 
„Forderungen von unterschiedlichen Sei-
ten“. Der Centralverband Deutscher Indust-
rieller fand sich dort mit der Forderung nach 
„Verbreiterung der deutschen Rohstoffba-
sis“ ebenso wieder wie der „führende Saar-
Industrielle Röchling“, der die „möglichst 
weitgehende Annexion des Erzbeckens von 
Longwy-Briey“ wünschte. In einer von Sau-
ers zahlreichen äußerst umfangreichen Fuß-
noten findet sich der Hinweis auf das 1912 
erschienene Buch „Deutschland und der 
nächste Krieg“ eines Militärschriftstellers 

Zur Frage des Menschenbilds

Anders sieht es hingegen aus, wenn man na-
tionale Empfindungen mit ins Spiel nimmt 
sowie die ökonomische Entwicklung zu Be-
ginn es letzten Jahrhunderts. Zu Punkt eins 
ist zu sagen, dass die Idee vom „Lebens-
raum im Osten“, die knapp 20 Jahre nach 
Ende des Ersten auch als Begründung für 
den Zweiten Weltkrieg ins Feld geführt wur-
de, von völkischer Seite schon weit vor dem 
Waffengang von 1914 als Argument ange-
bracht worden ist: für Aggression und nicht 
für defensive Diplomatie. Die Formel, die 
man aufstellte, lautete: großes Volk in zu 
kleinem Reich erfordert mehr Raum zum 
Leben. Dieser sollte im Osten zu finden sein. 
Da die slawischen Völker dem damals in 
rechten Kreisen üblichen Rassimus folgend 
als minderwertig betrachtet wurden, soll-
ten sie es sein, deren körperliche Arbeit vom 
demnach höherwertigen Deutschen ausge-
beutet werden müsste.

Hierzu liefert Bernhard Sauer ein dezi-
diertes Bild von den facettenreichen Positio-
nen der damaligen Zeit: Es gab den 1891 ge-
gründeten „Alldeutschen Verband“, der bis 
1939 bestand (sic!) und für Pan-Germanis-
mus, Expansion, Militarismus, Antisemitis-
mus und rassistische Denkweisen stand. Zu 
den Ehrenmitgliedern dieses völkischen Zu-
sammenschlusses zählten der extreme Ras-
sist und Kolonialist, Carl Peters („Der Neger 
ist der geborene Sklave, dem ein Despot nö-
tig ist wie dem Opiumraucher die Pfeife...“), 
sowie kein geringerer als der auch heute 
noch viel gerühmte Reichskanzler Bismarck 
(„Haut doch die Polen, dass sie am Leben 
verzagen; ich habe alles Mitgefühl für ihre 
Lage, aber wir können, wenn wir bestehn 
wollen, nichts andres tun, als sie ausrotten.“).

Dann war da der „Deutsche Flottenver-
ein“ von 1898, der mit seinen rd. eine Mil-
lion Einzelmitgliedern (1908) politischen 
Druck für den Ausbau der deutschen See-
streitkräfte ausübte.  Der „Deutsche Wehr-
verein“ wurde 1912 mit dem Ziel gegründet, 
die deutsche Bevölkerung von der Notwen-
digkeit einer wesentlich stärkeren Heeres-
rüstung zu überzeugen. Oskar Jäger, dem 
zu Ehren die Straße mit gleichnamiger Hal-
testelle in Köln-Lindenthal benannt ist, war 
Mitglied der 1887 gegründeten „Deutschen 
Kolonialgesellschaft“. Weiterhin existierten 
der „Evangelische Bund zur Wahrung der 
deutsch-protestantischen Interessen“ von 
1886, der „Reichsverband gegen die Sozial-

Kann man aus der Geschichte lernen?  
Gedenktafel im Park der Villa Zanders, 
Bergisch Gladbach; Foto: G. Schönian

Die „Julikrise 1914“

28. Juni Attenat von Sarajevo

6. Juli Dt. Reich stellt der Habsburger Monarchie „Blankoscheck“  
für weitere Schritte aus

23. Juli (in weiten Teilen unannehmbares) Ultimatum Wiens  
gegenüber Serbien

25. Juli weitgehende Zugeständnisse Belgrads  
fünf Minuten vor Ablauf des Ultimatums

28. Juli dennoch Kriegserklärung Österreich-Ungarns gegen  
Serbien

29. Juli Beschuss Belgrads

30. Juli Befehl zur Generalmobilmachung im Russ. Zarenreich  
(verbündet mit Serbien)

1. August Dt. Kaiser unterzeichnet Kriegserklärung gegen  
Zar Nikolaus II. (seinen Cousin)

3. August Auch Frankreich wird der Krieg erklärt

4. August völkerrechtswidriger Überfall des Dt. Reichs  
auf das neutrale Belgien; ergo ...

4. August König Georg III. (Cousin von Wilhelm II.) lässt Deutschland 
den Krieg erklären

14. November Kriegseintritt des Osman. Reichs an der Seite Deutschlands 
und Österreich-Ungarns

Warum sollten wir uns mit 
dem Ersten Weltkrieg  
befassen? – Weil wir  
verstehen müssen, wie eine 
mächtige und über Länder-
grenzen hinweggehende  
Friedensbewegung entge-
gen allen nationalistischen 
Drucks aufgebaut und  
aufrechterhalten werden 
kann!
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namens Bernardi. Dieser habe ganz im Sin-
ne des Alldeutschen Verbandes geschrieben, 
dessen Mitglied er auch war. Darin hieß es 
u.a.: „»Es gibt zwischen Staaten, die einen 
friedlichen Ausgleich entgegengesetzter In-
teressen nicht zuwege bringen, überhaupt 
keinen anderen Kraftmesser als den Krieg 
[…]«“.

Sauer beschließt sein drittes Kapitel 
„Kriegsziele des Deutschen Kaiserreichs“, 
in dem er sich mit dem Septemberprogramm 
der Regierung, einer großen Auswahl an ein-
flussnehmenden Elementen an diesem Pro-
gramm sowie den Zielen, die die Alldeut-
schen vetraten, befasst, mit der nüchternen 
Feststellung: „Bethmann-Hollweg hat aber 
sicherlich auch deshalb eine öffentlich ge-
führte Debatte über die Kriegsziele abge-
lehnt, weil [dadurch] die Propaganda von 
der russischen Bedrohung und vom Vernich-
tungskrieg entlarvt“ worden wäre.

Ursache des Ersten Weltkriegs war also 
die zunehmende Konkurrenz unter den Groß-
mächten. Lediglich als Anlass diente das Sara-
jevoer Attentat und „ausbaden“ mussten den 
Krieg Millionen unschuldiger bzw. nationalis-
tisch-fehlgeleiteter Menschen. Hingegen auf 
Paul v. Hindenburg geht der Ausspruch zurück: 
„Der Krieg bekommt mir wie eine Badekur“ 
(1914). Wie diese „Badekur“ im einzelnen aus-
sah, ist im vierten Kapitel „Der Kriegsverlauf“ 
nachzulesen. Unvermeidlich für die Beschäfti-
gung mit dem „Weltenbrand“ ist der Blick auf 
die Grausamkeiten, die in Verdun, an der Som-
me und im ersten U-Boot-Krieg der Mensch-
heitsgeschichte angerichtet worden sind. En-
den lässt Sauer dieses Kapitel mit dem Blick auf 
eine Resolution, die nach seiner Einschätzung 
als Hauptzweck hatte, die SPD weiter zur Un-
terstützung der Kriegsanstrengungen zu brin-
gen.  

„Vaterlandslose Gesel-
len“ – oder staatstragende 
Kriegsbefürworter*innen?

Der gar nicht hoch genug anzusetzende Wert 
des Buchs des Berliner Historikers und GEW-
Mitglieds Bernhard Sauer über den Ersten 
Weltkrieg besteht meines Erachtens nicht nur 
in der akribischen Quellenarbeit und dem of-
fenkundig kriegs-verneinenden Zungenschlag, 
mit dem er schreibt. Er lässt sich vor allem mit 
dem fünften Kapitel seines Werks begründen, 
das die Überschrift trägt: „Die SPD und der 
Krieg“.

Hier wird eindrucksvoll widerlegt, dass 
der Sommer des Jahres 1914 ausschließlich von 
Volkstümelei und Kriegsbegeisterung gekenn-
zeichnet gewesen wäre. Im Gegenteil zieht 
Sauer Quellen heran, mit denen die weit ver-
breitete Anti-Kriegs-Stimmung zu Beginn des 

20. Jahrhunderts belegt und spürbar wird. So 
sei „der Beschluss der sozialdemokratischen 
Reichstagsfraktion (den Kriegskrediten zuzu-
stimmen) eine der folgenschwersten Entschei-
dungen in der deutschen Geschichte“ gewesen, 
die laut Sauer sogar die Spaltung der Arbeiter-
bewegung markiert („Anfang 1916 entzog die 
Mehrheit der SPD-Abgeordneten im Reichs-
tag Liebknecht die Rechte eines Fraktions-
mitglieds. Sie wollten ihn isolieren, erreichten 
aber das Gegenteil […]“). Dass die SPD-Fraktion 
am 4. August 1914 nicht gegen den Einmarsch 
Deutschlands in (das neutrale!) Belgien protes-
tierte, sondern sich erstmals für den Krieg po-
sitionierte, hielt „Lenin für eine gezielte Falsch-
meldung“. „»Unglaublich!«, titelte das Organ 
der niederländischen Sozialdemokratie. In 
Deutschland selbst sprach „Konrad Haenisch 
von der rechten SPD-Fraktion […] von einem 
»historischen Frontwechsel«“.

„Noch vor wenigen Tagen hatten auf Initi-
ative der SPD 500.000 bis 750.000 Menschen 
sich an Antikriegsdemonstrationen beteiligt. 
Und nun feierte die SPD-Mehrheitsfraktion 
im Reichstag den Krieg als nationales Einheits-
erlebnis.“ Sauer nennt dies eine „erstaunliche 
Entwicklung“. Man könnte kurz zusammen-
fassen, dass die Parteigenossen, die über Jahre 
hinweg der parlamentarischen Realität ausge-
setzt waren, sich am Tag, an dem es um die Fra-
ge von Krieg und Frieden ging, für das aus ihrer 
Sicht Realistische entschieden haben. Und wer 
staatstragend sein wollte, durfte zu dem Zeit-
punkt nicht für Leben und Frieden stimmen, 
sondern musste sich für Krieg und das Reich 
entscheiden. Plötzlich war für die Reichstags-
abgeordneten der SPD vollkommen egal, dass 
eine Woche zuvor noch „Hunderttausende ge-
gen die drohende Kriegsgefahr“ auf die Straße 
gegangen waren. Sauer schreibt, dass zwischen 

dem 26. und 31. Juli 1914 mindestens 288 Anti-
kriegsversammlungen in 163 Städten und Ge-
meinden“ stattfanden.

Diesen Widerspruch zwischen den 
auf internationale Vergeschwisterung der 
Arbeitnehmer*innen in allen Ländern ausge-
richteten Parteigrundsätzen und dem urplötz-
lichen Umschwenken der SPD-Fraktion im 
Reichstag auf deutsche Regierungslinie be-
schreibt Sauer als Zerreißprobe, die die Sozi-
aldemokratie nicht bestehen sollte. Und der 
Krieg beschleunigte diesen Prozess, wie Sau-
er erklärte, aufgrund „[...] der drakonischen 
Zwangsmaßnahmen seitens der Regierung, 
aber auch des SPD-Parteivorstandes, der ver-
suchte, die Opposition mundtot zu machen.“ 
Derweil litt die Masse der eigenen Parteimit-
glieder auf den Schlachtfeldern und in den 
Schützengräben. Ihre Familien waren in stän-
diger Angst um Leib und Leben der so sehnlich 
Vermissten.

Wer einen Krieg beendet ...

Die ersten Proteste auf betrieblicher Ebene be-
gannen schon kurz nach Kriegsbeginn und soll-
ten im weiteren Verlauf an Qualität und Quan-
tität immer weiter zunehmen. Sauer beschreibt 
dies ganz konkret: „Im Januar 1918 kam es zu 
einem großen Streik. Über eine Million Rüs-
tungsarbeiter und -innen legten in den Indus-
triestädten des Kaiserreichs die Arbeit nie-
der. Dies war ein zentrales Ereignis des Ersten 
Weltkrieges – der Auftakt zur Novemberrevo-
lution.“ Und dass die Abscheu gegen den Krieg 
zum Katalysator für weit mehr wurde, belegt 
der Autor ebenfalls: „Die Ziele des Streiks wa-
ren politisch: Beendigung des Krieges und 
Sturz der herrschenden, mit dem Krieg ver-
bundenen Ordnung.“

Die Rolle der Sozialdemokratie

Die SPD als potentiell den Krieg verhindernde Kraft, reiht sich – für alle Welt 
völlig überraschend – in den Reigen der national Gesinnten ein: 

Am 25. 7. 1914 bestätigte der SPD-Parteivorstand erneut die bis dato klare Linie: 
„Wir wollen keinen Krieg! Nieder mit dem Kriege! Hoch die internationale Völ-
kerverbrüderung!“ 

Nur eine Woche darauf, am 4. 8. 1914, stand dann die SPD-Reichstagsfraktion 
sozusagen „Gewehr bei Fuß“ und verkündete anlässlich der Abstimmung über 
die Kriegskredite: „Wir lassen in der Stunde der Gefahr das eigene Vaterland 
nicht im Stich.“

Käthe Kollwitz: Plakat „Nie wieder Krieg“, 1924; Kreide- und Pinsellithographie 
(Umdruck), Kn 205 III b  (gemeinfrei; mit freundlicher Unterstützung des Käthe-
Kollwitz-Museum Köln)

Als am Ende desselben Monats dann 
schließlich auch die sogenannte SPD-Mehrheit 
(MSPD) um Ebert und Scheidemann erkann-
ten, sich gegen den Willen der in Aktion treten-
den Beschäftigten nicht mehr stemmen zu kön-
nen, ließen sie sich in die Streikleitung wählen. 
Dort wirkten sie als Bremser, die, so Sauer, „die 
Streikbewegung […] in geordneten Bahnen“ 
halten wollten. Philipp Scheidemann von der 
MSPD erklärte in der Reichstagsdebatte, „dass 
die Arbeiter nur gestreikt hätten, weil sie wuss-
ten, dass die Landesverteidigung dadurch nicht 
gefährdet sei. Allein die USPD bekannte sich 
eindeutig zum Streik [und] erklärte, dass es in-
zwischen eindeutig sei, dass dieser Krieg kein 
Verteidigungskrieg mehr sei. »Und gegen ei-
nen imperialistischen Eroberungskrieg zu pro-
testieren, hätten die Arbeiter alles Recht«“, so 
Hugo Haase, der ehemalige SPD- und dann 
USPD-Vorsitzende.

Den Schlussstrich zogen dann die Ange-
hörigen der Marine, die sich dem Befehl des 
erneuten Auslaufens gegen Ggroßbritannien 
widersetzten und damit die Revolution anstie-
ßen. Am Ende standen die Einführung der par-
lamentarischen Demokratie, die Abschaffung 
von Monarchie und Drei-Klassen-Wahlrecht, 
die Einführung des Frauen-Wahlrechts, das Be-
triebsverfassungsgesetz undundund.

Kontrapunkt am Ende seines Buchs 
und Fazit

Einen Kontrapunkt setzt Sauer mit dem siebten 
und vorletzten Kapitel seines Buches („Hitler 
und der Erste Weltkrieg“), in dem der Histori-
ker sich tatsächlich ganz auf die Person Hitler 
kapriziert, diese aber nicht – wie bei anderen 
Autor*innen viel zu oft – als eine Art Krankheit 
dargestellt, die über Deutschland kam, sondern 
sie in Abhängigkeit der historischen Entwick-
lungen geradezu beispielhaft für eine ganze Ge-
sellschaftsschicht in den Blick nimmt.

Sauers Buch zum Ersten Weltkrieg ist nicht 
nur Historiker*innen und geschichtlich Inte-
ressierten wärmstens zu empfehlen, sondern 
all denjenigen Menschen, die sich mit der Fra-
ge befassen, warum es zu Kriegen kommt, was 
man dagegen tun kann und welche Fehler es 
unbedingt zu vermeiden gilt. Es ist leicht ver-
ständlich geschrieben, motiviert zur näheren 
Beschäftigung mit den „bekannten Köpfen“ 
ebenso wie mit dem Thema der Legitimation 
von ganze Völker umfassenden Beschlüssen. 
Letztlich geht es um den Demokratie-Kom-
plex; um die Frage, welche Mittel vorhanden 
und effektiv sind, um Kriege zu vermeiden oder 
sie zumindest schnellstmöglich wieder zu be-
enden!
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Im öffentlichen Dienst stehen Anfang 
2025 die Tarifverhandlungen für die 
Beschäftigen im Bund und in den 
Kommunen an (TVöD-Tarifrunde).  
Die TVöD-Tarifrunde gilt gemein-

hin als „Leitwährung“ für Tarifrunden im 
öffentlichen Dienst. So orientieren sich die 
Abschlüsse für die Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst der Bundesländer (TVL-Tarif-
runde) und die Besoldungserhöhungen der 
verbeamteten Staatsdiener*innen an denen 
in den vorausgehenden TVöD-Tarifrunden. 
Das letzte TVL-Tarifergebnis war quasi so-
gar eine Kopie des Abschlusses im TVöD. 

Umso offensichtlicher die branchen-
übergreifende Bedeutung der TVöD-Tarif-
runde für die Arbeitnehmer*innen zu sein 
scheint, umso unverständlicher ist leider die 
mangelnde Aufmerksamkeit, die diese Tarif-
runde in unserer GEWerkschaft zu teil be-
kommt.  Dies gilt es zu ändern. Hierzu ein 
paar mit an äußerster Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit nicht zu einem unendli-
chen Ende gedachte Gedanken.

Mehr Partizipation wagen

Tarifrunden bedürfen einer gewissen Vorbe-
reitung, hier gilt es von anderen Schwester-
gewerkschaften zu lernen. Verdi beispiels-
weise informiert bereits seit längerer Zeit 
die Mitglieder über die anstehende Tarifrun-
de und befragt überdies die Mitglieder auch 

zu möglichen Forderungen. Es ist mit einem 
modernen Verständnis von Gewerkschafts-
arbeit nicht zu vereinbaren, den Mitgliedern  
unserer GEWerkschaft mehr Mitbestim-
mungsmöglichkeiten – auch jenseits von GE-
Werkschaftstagen - vorzuenthalten. 

Gerade vor, während und nach Tarifver-
handlungen bzw. potenziellen Arbeitskämp-
fen müssen wir als GEWerkschaft das vor-
leben, was wir selber auch von der Politik 
und den Arbeitgebern fordern: Die Demo-
kratisierung der ökonomischen Welt bedeu-
tet eben nicht nur, sich für die Stärkung von 
Betriebsräten und Arbeitnehmerrechten ein-
zusetzen, sondern auch die Partizipation der 
Mitglieder innerhalb der GEW selber voran-
zubringen. 

Am Beispiel von Tarifrunden muss das 
bedeuten, dass auch GEW-Mitglieder zeit-
nah vor einer Tarifrunde in Tarifkonferen-
zen und per liquid democracy-Tools zu mög-
lichen Forderungen befragt werden. Aber 
auch während der heißen Streikphase müs-
sen die Mitglieder mehr eingebunden wer-
den. Dies kann während einer Streikveran-
staltung beispielsweise durch Offene Mikro-
fone geschehen, aber auch im Vorfeld durch 
mehr Durchlässigkeit bei der Organisation 
von Veranstaltungen. Des Weiteren muss es 
auch eine Selbstverständlichkeit sein, die 
Mitglieder zu einem Verhandlungsergebnis 
zu befragen. Auch dies wird von anderen Ge-
werkschaften bereits vorgelebt. Wer nicht 

nur Bildungs- sondern auch Tarifgewerk-
schaft sein will, muss in der Frage der Mit-
bestimmungsrechte der eigenen Mitglieder 
nachziehen.

Koalitionsfreiheit – Lohngleich-
heit – Schwesterlichkeit

Unsere GEW versteht sich richtigerweise 
nicht als reine Lehrer- sondern als Bildungs-
gewerkschaft von der Kita bis zur (Volks-)
Hochschule. In den Bildungsbereichen jen-
seits von Grund- und weiterführenden Schu-
len hat jedoch auch Verdi den Anspruch, die 
Beschäftigten zu vertreten. 

Diese doppelte Zuständigkeit zweier 
DGB-Töchter ist an sich kein Problem für die 
Funktionsfähigkeit und Durchsetzungsfä-
higkeit der beiden Einzelgewerkschaften. Es 
wird jedoch zum Problem, wenn sich – wie 
bereits oftmals geschehen – beide Gewerk-
schaften als Konkurrentinnen wahrnehmen 
und begegnen, die schlimmer um Mitglie-
der/Aufmerksamkeit buhlen als jeder Influ-
encer um Follower. 

Diese falsche Ausrichtung nützt weder 
den Mitgliedern von Verdi noch denen un-
serer GEW etwas – sie nützt allein den Ar-
beitgebern, die momentan zumindest in Ge-
stalt der Finanzminister die Forderungen 
der Gewerkschaften im öffentlichen Dienst 
als reinen Kostenfaktor sehen. Diese Ansicht 
wird in diesen Zeiten in der öffentlichen 

The NEW GEW 
Ideen für zukünftige Tarifkämpfe auf dem Weg zu einer lebendigen Tarif- und Bildungsge-
werkschaft. Ein Kommentar anlässlich der bevorstehende Tarifrunde zum TVöD von // Stefan 
Schüller-Breu, Mitglied des Gf V und der „forum“-Redaktion

Begründung: 

Wir haben Angst, dass das Mittel der Diplomatie mehr und mehr in den Hinter-
grund rückt und uns eine direkte Kriegsbeteiligung bevorsteht. 

Dass die Bildungsministerinnen im Bund und in NRW nun „Zivilschutzübun-
gen“ in Schulen das Wort reden, betrachten wir als Versuch, die Gesellschaft auf 
kriegerische Auseinandersetzungen vorzubereiten. 

Wir wollen nicht Teil dieser „Logik“ werden und stehen fest auf dem Stand-
punkt: Frieden ist der beste Zivilschutz. 

Wir brauchen endlich einen Kontrapunkt: Statt auf nationaler Ebene über Ver-
teidigung mit militärischen Mitteln zu sprechen, muss endlich auf internationaler 
Eben über die Beendigung von Kriegen und Friendeserhaltung gesprochen werden. 

Die Gewerkschaftsbewegung muss hier eine verbindende Rolle übernehmen. 
Wir haben in sehr vielen Ländern Schwestergewerkschaften, die die Menschen or-
ganisieren, welche am Ende Schüler:innen in Zivilschutz üben, Waffen produzieren, 
sie transportieren und am Ende gar einsetzen sollen. Den Gewerkschaften kommt 
somit eine potentiell friedenserhaltende Rolle zu, wenn sie sich standfest gegen 
Kriegsertüchtigung und für Friedenserhaltung einsetzen. 

Eine wie oben beschriebene Veranstaltung kann ein wichtiges und nachhalti-
ges Zeichen für Frieden setzen, das über nationale Grenzen hinweg hör- und sehbar 
wird.

Geschäftsführender Vorstand (Gf V)  
der Kölner GEW für internationale  
Friedenskonferenz der Gewerkschaften
Im Rahmen der letzten GfV-Sitzung vor den Sommerferien hat der GfV über einen Antrag dis-
kutiert und diesen am Ende einstimmig beschlossen, mit dem der Schulterschluss zu unseren 
Schwestergewerkschaften in den Nachbarländern gesucht wird // Guido Schönian, Mitglied 
der „forum“-Redaktion und des Gf V

ANTRAGSTEXT:

Dringende Bitte an die Vorstände der GEW NRW zur Weiterleitung an den GEW-Hauptvor-
stand und den DGB-Bundesvorstand   

Wir wünschen uns ein starkes Zeichen gegen Krieg, Kriegsertüchtigung und die Militarisierung 
der Gesellschaft. Deshalb bitten wir die Vorstände der GEW und des DGB, in Kooperation mit 
unseren DGB-Schwestergewerkschaften und Gewerkschaftsgliederungen aus dem benachbar-
ten Ausland (NL, B, F), eine große Friedensveranstaltung mit internationaler Beteiligung zu or-
ganisieren. 

Wir stellen uns ein Wochenende vor, das sowohl eine Podiumsveranstaltung mit internationa-
len prominenten Gästen aus der (weiteren) Gewerkschaftsbewegung umfasst als auch in einer 
Großdemonstration gegen die zunehmende Kriegsrhetorik und gegen völkerrechtswidrige An-
griffskriege mündet. 

Tarifrunde.
Ideen gesucht.
Werkzeuge
vorhanden.
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Ab Januar 2025  
beginnt die nächste 
Tarifrunde TVöD 
Schon im Januar 2025 startet die nächste Ta-
rifrunde für die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes von Bund und Kommunen. Die GEW 
eröffnet nun die Diskussion über mögliche 
Forderungen. Informationen dazu von // Nina 
Görges, Rechtsberaterin der GEW Köln 

Jede Tarifrunde beginnt mit einer Forderungsdiskussion. Bei 
uns in Köln treffen sich dafür die betroffenen Fachgruppen und 
diskutieren gemeinsam über Ihre Erwartungen und Vorstel-

lungen. Die dort erarbeiteten Ergebnisse werden an den Landesver-
band weitergeleitet. Zusätzlich bietet der Landesverband eine on-
line-Forderungsdiskussion an, so können sich die Mitglieder auch 
landesweit austauschen.  Alle Landesverbände der GEW beschließen 
daraufhin einen gemeinsame Tarifforderung, die dann mit den ande-
ren beteiligten Gewerkschaften abgestimmt wird.

Bei der Forderungsdiskussion sind alle GEW-Mitglieder gefragt, 
die im kommunalen Dienst (z.B. Kita, Jugendamt) arbeiten, und für 
die der Tarifvertrag im öffentlichen Dienst (TVöD) gilt. Was soll von 
den Gewerkschaften in der Tarifrunde gefordert werden?  Was ist 
Dir wichtig, für welche Forderungen bist Du bereit auf die Straße 
zu gehen? In dieser Tarifrunde geht es erst einmal um das Gehalt - 
wie könnte eine mögliche Gehaltsforderung aussehen? Aber auch die 
Arbeitsbelastung und die Arbeitszeit ist bei Euch immer wieder ein 
Thema – Was kann/sollte hier wann gefordert werden?

Jedes von der Tarifrunde betroffene Mitglied sollte sich aus eige-
nem Interesse an den Forderungsdiskussionen beteiligen! Denn nur 
wer mitmacht kann auch mitbestimmen – und hier besteht die direk-
te Möglichkeit einen Einfluss auf das Tarifergebnis zu nehmen – dar-
auf sollte niemand verzichten!

Die erste Forderungsdiskussion der FG-Kita fand in Köln Anfang 
September statt. Zusätzlich bietet die GEW NRW eine online Forde-
rungsdiskussion an. Diese findet statt am 1. Oktober um 17 Uhr. Die 
Anmeldemodalitäten findet hier auf Internetseite des Landesverban-
des: gew-nrw.de  

 

Termine der Tarifrunde TVöD 2025: 

24. Januar 2025 Erste TVöD-Verhandlungsrunde im  
öffentlichen Dienst

17. –18. Februar 2025 Zweite Verhandlungsrunde im  
öffentlichen Dienst

14. –16. März 2025 Dritte Verhandlungsrunde

Meinung durch die Einführung und verfas-
sungsrechtliche Verankerung von Schul-
denbremsen verstärkt und führt dazu, dass 
die Verhandlungsposition der Arbeitgeber 
verstärkt wird. Es ist also – gerade in diesen 
Zeiten - fatal für die Einzelgewerkschaften 
bei Arbeitskämpfen nicht an einem Strang 
zu ziehen. Da, wo Beschäftigte die Wahl zwi-
schen Verdi und der GEW haben, muss viel-
mehr eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den beiden Schwestergewerkschaften statt-
finden. Dies fängt beispielsweise in Tarif-
runden mit einer gemeinsamen Forderungs-
diskussion an und geht über gemeinsame 
Streikaktionen bis hin zu einer gemeinsamen 
Abstimmung über Verhandlungsergebnisse. 
Darüber hinaus sollte in solchen Branchen 
über „kostenlose“ Doppelmitgliedschaften 
nachgedacht werden. Wollen wir nicht über 
den Verhandlungstisch gezogen werden, 
führt kein Weg daran vorbei voneinander zu 
lernen und vereint zu agieren.

Raus aus dem Krea-Tief

Unabhängig von der Art der Tarifrunde müs-
sen wir neue kreative Formen von Beteili-
gung, Aktivitäten und Forderungen finden, 
um nicht länger als Dinosaurier der Arbeits-
welt angesehen zu werden. Arbeitskämp-
fe dürfen weder objektiv noch subjektiv zu 
langweilig-tristen Routinen verkommen, sie 
sind vielmehr Feste des Grundgesetzes, sie 
sind gelebte Wirtschaftsdemokratie, sie sind 
Risse in der kapitalistischen Matrix; wäre es 
nicht so ein verbrauchtes Wort, könnte man 
sie als sexy bezeichnen. 

Wieso nicht den Streiktag nutzen, statt 
zu demonstrieren, gemeinsam Aktionen zu 
planen für einen Tag, an dem vielleicht noch 
mehr Kolleg*innen mobilisiert werden kön-
nen? Weshalb immer dieselbe Latschdemo 
in/zu vermeintlichen Zentren? Verbinden 
wir den Streik mit einer gemeinsamen Wan-
derung, der Besichtigung einer Dorfkirche, 
verbünden wir uns mit den Bewohner*innen 
der Peripherie, räumen wir als gemeinsame 
Aktion einen verwahrlosten Park auf und 
veranstalten dort ein Strike-In. 

Warum nicht bei längeren Laufzeiten 
von Tarifverträgen eine Inflationsausgleich-
klausel mit in den Tarifvertrag verhandeln, 
warum nicht die Spielräume bei Forderun-
gen nutzen und bestimmte Forderungen wie 
einen zusätzlichen freien Tag nur für Ge-
werkschaftsmitglieder einfordern?  Unse-
re Mitgliedschaft – egal ob aktiv oder pas-
siv – sollte belohnt werden. Solche Forde-
rungen könnten auch dazu dienen mehr 
Kolleg*innen von einer Gewerkschaftsmit-
gliedschaft zu überzeugen.

Liebe Kolleg*innen,
die Zentrale Informationsstelle Autonomer Frauenhäuser in Deutsch-
land (ZIF), fordern mit der Petition „Gewalthilfegesetz für alle Frauen 
– JETZT !“ die Bundesregierung auf, Schutz und Unterstützung endlich 
für alle gewaltbetroffenen Frauen zu ermöglichen. Die politisch Verant-
wortlichen müssen jetzt handeln und das geplante Gewalthilfegesetz 
mit ausreichenden Bundesmitteln ausstatten.  

Der DGB unterstützt die Forderungen nach einem Gewalthilfege-
setz; die stellvertretende Vorsitzende Elke Hannack gehört zu den Erst-
unterzeichnenden der Petition.

Elke Hannack:

„Die starke Zunahme häuslicher Gewalt erschreckt. Die politi-
schen Herausforderungen bei der Bekämpfung von Gewalt an Frau-
en müssen ohne Verzögerung angegangen werden. Umso wichtiger 
ist es, dass die Ampelkoalition die Istanbul-Konvention zur Bekämp-
fung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt jetzt vollstän-
dig umsetzt und die Finanzierung des Hilfesystems sichert.

Der DGB fordert seit Jahren, dass die Bundesregierung für Hilfs-
angebote wie Frauenhäuser bundesweit eine gesicherte Finanzie-
rung und eine bessere Ausstattung sicherstellt. Darüber hinaus muss 
es einen Rechtsanspruch der Opfer auf sofortigen Schutz geben. Da-
für müssen endlich verbindliche Regelungen her, die Gewähr bieten 
für eine bedarfsgerechte Unterstützung bundesweit. Schließlich sind 
Regelungen notwendig, die den Lebensunterhalt für von Gewalt be-
troffene Menschen für die Zeit ihrer Unterbringung in einer Schutz-
einrichtung sicherstellen, und zwar unabhängig von ihrem Aufent-
haltsstatus.

Die Bundesregierung muss das versprochene Gewalthilfegesetz 
jetzt auf den Weg bringen! Denn ein Leben frei von Gewalt ist ein 
Menschenrecht und keine feministische Utopie.“

Gewalthilfegesetz JETZT!
Petition fordert die Bundesregierung auf, Schutz und Unterstützung endlich für alle gewaltbe-
troffenen Frauen zu ermöglichen. // DGB-Bezirksfrauenausschuss NRW

Hiermit bitten wir euch, die Petition zu unterstützen und über 
eure Kanäle weiterzuleiten: https://innn.it/geldoderleben

Denn laut aktuellem Lagebild des Bundeskriminalamtes nimmt 
die Zahl von Opfern häuslicher Gewalt immer weiter zu und ist im 
vergangenen Jahr in Deutschland erneut um 6,5 Prozent gestiegen.

Mit dem geplanten Gewalthilfegesetz soll für Betroffene ein 
Rechtsanspruch auf Schutz und Beratung gesetzlich verankert wer-
den und den Opfern von Gewalt ermöglichen, Hilfe und Beratung 
einzufordern. Da die Kosten für Beratungsstellen und Frauenhäuser 
zurzeit bei den Ländern und Kommunen liegen, soll mithilfe des Ge-
setzes der Bund in die Finanzierung der Hilfsangebote einsteigen.

Derzeit sind die Hilfestrukturen völlig unzureichend. Laut Ge-
werkschaft der Polizei fehlen bundesweit 14.000 Plätze - ein gro-
ßer Missstand, den Betroffene nicht erst seit gestern beklagen. Die 
GdP-Bundesfrauenvorsitzende Erika Krause-Schöne betonte im In-
terview mit dem RND, die Polizei stehe regelmäßig vor dem Prob-
lem, Gewaltbetroffene nicht schnell in Schutzräumen unterbringen 
zu können, da entsprechende Angebote vielerorts fehlten. Es herr-
sche „dringendster Handlungsbedarf“! (https://www.rnd.de/politik/
haeusliche-gewalt-bundesverband-fuer-bessere-finanzierung-von-
frauenhaeusern-RGLUND3GVZC6HOHTR3HL5RVWRY.html).

Deshalb fordert der DGB einen Rechtsanspruch der Opfer auf 
sofortigen Schutz und bundesweit eine gesicherte Finanzierung und 
bessere Ausstattung der Hilfestrukturen, wie z. B. Frauenhäuser. 
Dazu muss die Bundesregierung das versprochene Gewalthilfegesetz 
unverzüglich auf den Weg bringen!

DGB-Frauen dazu: https://frauen.dgb.de/-/8RG
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Gemeinsame Pressemitteilung der Fachgruppe Erwachsenenbildung der GEW Köln und des Dozierendenrates 
der VHS Köln vom 20.06.2024 

Nach dem „Herrenberg-Urteil“: VHS Dozent*innen sichern – VHS sichern – gute Bildung für Köln sichern! 
Aufruf zur Kundgebung „Sicherheit für Honorarkräfte“ am 26.6. von 18h30 bis 19h30 auf dem Theo-Burauen-
Platz 

Jahrzehntelang war es gängige Praxis in deutschen Kommunen: die Sicherung des Bildungsauftrags durch 
(schein)selbständige Honorarkräfte, so auch an Volkshochschulen. Alle paar Wochen ein neuer Vertrag, 
jahrelang. Das alles auf Kosten der Lehrenden, die als freiberufliche Honorarkräfte trotz meist schlechter 
Vergütung sämtliche Sozialabgaben komplett alleine stemmen müssen – so sparten die Kommunen Jahr für Jahr 
riesige Summen ein.  
 
Aber nun liegen Urteile der Sozialgerichte vor, die feststellen: Dozierende an der VHS und anderswo sind nicht 
selbständig – sie und die VHS müssen Sozialabgaben und Rentenbeiträge zahlen. Deshalb ist klar: So geht es 
nicht weiter. 
 
Eva-Maria Zimmermann, Geschäftsführerin der GEW Köln, stellt klar: „Nach dem „Herrenberg-Urteil“ geht es 
nicht mehr um Wollen, sondern um Müssen. Die Stadt Köln kann sich nicht länger rausreden, wenn sie sich nicht 
zahlreichen Klagen oder Negativprüfungen seitens der Rentenversicherung gegenübersehen möchte. Umso 
erstaunter sind wir zu hören, dass es bislang für die VHS offenbar noch keinerlei Plan gibt, wie die Verträge für 
Dozierende künftig gestaltet sein sollen.“. 
 
Zimmermann weiter: „Eine Anfrage des Ratsbündnisses an die Verwaltung blieb bezüglich der VHS bislang 
unbeantwortet – ebenso zeigten erste Gespräche mit der Politik, dass auch dieser noch kein Vorgehen bekannt 
ist. Wir können nur ganz deutlich sagen: Die Geduld der Honorardozent*innen ist am Ende! Wenn nicht zeitnah 
gehandelt wird, könnte dies das Ende der VHS Köln bedeuten, wie sie über 100 Jahre lang bestanden hat“. 
 
Dabei erfüllt die VHS Köln eine ausgesprochen wichtige gesellschaftliche Funktion: Als größte Anbieterin von 
Deutschkursen leistet sie allein in diesem Bereich einen unersetzlichen Beitrag zur Integration in Gesellschaft 
und Arbeitsmarkt. 2023 wurde die VHS Köln bundesweit für ihre Arbeit im Bereich Bildung für nachhaltige 
Entwicklung (BNE) ausgezeichnet. Teilweise nehmen Teilnehmer*innen mehrere hundert Kilometer Fahrt in 
Kauf, um die weit über die Stadtgrenzen für ihre hohe Qualität bekannten Kurse an der VHS Köln besuchen zu 
können. 
 
Klaus Mautsch von der Fachgruppe Erwachsenenbildung der GEW Köln und im Dozierendenrat der VHS Köln 
konkretisiert: „Wir fordern Festanstellungen für die Integrations- und Berufssprachkurslehrkräfte sowie für alle 
weiteren Arbeitnehmerähnlichen. Die Honorare in den Kursen mit geringerem Stundenumfang müssen sich an 
den Tarifen im TVöD für Beschäftigte mit abgeschlossenem Studium orientieren.“. 
 
Mautsch weiter zur Zukunft der Dozent*innen und der VHS Köln: „Selbstverständlich muss ein zukunftsfähiges 
Konzept her, um die Angebote an der VHS langfristig und nachhaltig zu sichern. Andere Kommunen zeigen, dass 
das aber durchaus möglich ist. In Berlin zum Beispiel arbeitet die Senatsverwaltung derzeit an einem „Drei-
Säulen-Modell“, damit neue VHS-Verträge von der DRV als rechtssicher eingestuft werden können. An der VHS 
Dortmund sind bereits Planstellen für Integrationslehrkräfte geschaffen worden.“. 
 
Anlässlich der Sondersitzung des Ausschusses für Schule und Weiterbildung am 26.6. rufen die GEW Köln und 
der Dozierendenrat der VHS Köln deshalb von 18h30 bis 19h30 zur Kundgebung „Sicherheit für Honorarkräfte“ 
auf dem Theo-Burauen-Platz auf. „Mit dabei werden auch die ver.di Kolleg*innen der Rheinischen Musikschule 
sein, mit denen uns dasselbe Anliegen verbindet“, so die GEW abschließend. 

ZAHLEN – DATEN – FAKTEN zur VHS KÖLN 
 
Kurse, Veranstaltungen, Teilnehmende & Dozierende (1): 

• 4.866 durchgeführte Kurse und Veranstaltungen 
• davon 140 Auftragsschulungen bzw. Maßnahmen 
• in 156.013 Unterrichtsstunden 
• mit 66.090 Teilnehmenden 
• und 989 Dozierenden* 
• 3.739 durchgeführte Prüfungen  

 
*davon 

• Lehrkräfte mit mindestens 20 SWS („Arbeitnehmerähnliche“): 
o Lehrkräfte in Intensivkursen DaF: 20 (2a) 
o Lehrkräfte in Integrationskursen DaZ: 40 (2a) 
o Lehrkräfte in Berufssprachkursen DaZ: ca. 10 (2b) 
o Lehrkräfte in Sprachkursen (andere Fremdsprachen): 4 (2a) 

• Lehrkräfte mit 8-10 SWS: 
o Lehrkräfte in Schnellkursen DaF: 20 (2a) 
o Lehrkräfte in Sprachkursen (andere Fremdsprachen): unbekannt (2b) 

 
DaF = Deutsch als Fremdsprache 
DaZ = Deutsch als Zweitsprache 

 
Historisches & Angebot (3): 

• 1919 aus der Universität heraus gegründet 
• seit 1920 in städtischer Trägerschaft 
• Das Angebot umfasst die folgenden Programmbereiche: 

o Mensch, Gesellschaft, Politik 
o Gesundheitsbildung 
o Kunst, Kultur, Kreativität 
o Sprachen (Deutsch, Alphabetisierung/Grundbildung, Deutsch als Fremdsprache Deutsch als 

Zweitsprache sowie zahlreiche Fremdsprachen) 
o Berufliche Bildung (EDV, Medien, Kommunikation, Management und Wirtschaft) 
o Qualifizierung und Beschäftigungsförderung 

 
Als größte Anbieterin von Deutschkursen in Köln und mit den Einbürgerungstests leistet die VHS einen aktiven 
Beitrag zur Integration in Gesellschaft und Arbeitsmarkt. Zugleich fördert sie das interkulturelle Miteinander, 
indem sie mit ihren Weiterbildungsangeboten Orte der Begegnung von Menschen unterschiedlicher Herkunft, 
Kulturen und Lebensgewohnheiten schaffen. (3) 
Im Mai 2023 wurde die VHS Köln beim „Nationalen Preis – Bildung für nachhaltige Entwicklung“ als eine der 
besten BNE-Initiativen Deutschlands ausgezeichnet. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung und die 
Deutsche UNESCO-Kommission würdigten damit „vorbildliches Engagement und innovative Methoden“. Die VHS 
Köln wurde in Berlin als eine der „Top 20“-Initiativen geehrt und darf nun das Logo des BNE-Preises der UNESCO-
Kommission und des Bundesministeriums für Bildung und Forschung tragen.(1) 
 
(1) Quelle: Jahresbericht der VHS 2023: https://vhs-koeln.de/Artikel/cmx65001982434fe.html 
(2a) Stand Frühjahr 2024    (2b) unsere Schätzungen (genaue Zahlen wurden uns auf Anfrage hin verweigert) 
(3) Quelle: Leitbild der VHS: https://vhs-koeln.de/Artikel/titel-Unser+Leitbild/cmx548825f746ebd.html 

Aufgerufen hatten die Landesfachgrup-
pe Musik bei ver.di , die GEW Köln und 
die Dozierendenvertretung an der Köl-
ner VHS. Anlass war eine Sitzung des 
Schulausschusses, bei der es auch um die 

Auswirkungen des „Herrenberg-Urteils“ (siehe neben-
stehenden Kasten) auf die künftige Beschäftigung von 
Lehrkräften an den beiden Kölner Bildungsinstitutionen 
ging.

Anders als bei der Rheinischen Musikschule, wo es 
ab dem nächsten Schuljahr neue Planstellen für Musik-
schullehrkräfte geben wird, schweigt sich die Stadtver-
waltung darüber aus, in welcher vertraglichen Form der 
Lehrbetrieb an der VHS aufrechterhalten werden kann. 
Die offenkundige Relevanz des Urteils für zahlreiche 
scheinselbständige Honorarkräfte, die für die Stadt Köln 
tätig sind, zunächst einmal herunterspielend, erklärte 
der Schuldezernent Robert Voigtsberger ausweichend: 
„Inwiefern das Herrenberg-Urteil Konsequenzen für 
mögliche weitere Betroffene innerhalb der Stadt Köln 
haben wird, befindet sich aktuell noch in zentraler Klä-
rung. Hierüber wird zu gegebener Zeit berichtet.“ 

Für die GEW stellte Eva-Maria Zimmermann klar 
heraus, dass es „keine Frage des „Wollens“ sondern des 
„Müssens“ ist“, den arbeitnehmerähnlichen VHS-Lehr-
kräften jetzt ordentliche Arbeitsverträge anzubieten. 
Die jahrelange Praxis, hauptberufliche Lehrkräfte an der 
VHS zu prekären Bedingungen als Scheinselbständige zu 
beschäftigen, muss mit dem Urteil des Bundessozialge-
richts ein Ende finden.

Mitglieder unserer Fachgruppe brachten in ihren 
Redebeiträgen sowohl ihre eigene Situation als auch 
die vielfältigen Facetten unfairer Beschäftigungspolitik 
durch die staatlichen und privaten Träger der Weiterbil-
dung zum Ausdruck.

Viele Teilnehmer*innen der Demo zeigten sich im 
Anschluss an die Kundgebung erfreut, dass endlich wie-
der auf ihre Belange öffentlich aufmerksam gemacht 
wurde.

Fo
to

s:
 K

. M
au

ts
ch

Bericht von der Kundgebung der Fach-
gruppe Erwachsenenbildung am 26. Juni
Am 26. Juni demonstrierten Mitglieder unserer Fachgruppe Erwachsenenbildung gemeinsam 
mit Musikschullehrer*innen der Rheinischen Musikschule vor dem Rathaus. // Lioba Waleczek 
und Klaus Mautsch, Mitglieder der FG Erwachsenenbildung

Freiheit, lassen Sie sich den Begriff auf der Zunge zerge-
hen…FREIHEIT – das gibt doch direkt ein positives Ge-
fühl… Frei sein, man kann sich frei bewegen, man ist un-
gebunden, nicht gefangen, nicht hinter Gittern oder gar 
in Zwängen verfangen. Frei wie ein Vogel durch die Luft 
schweben. So interpretierte man noch zu Luthers Zeiten die 
Verbindung des Nomens „Vogel“ mit dem Adjektiv „frei“. Im 
Wörterbuch der Brüder Grimm steht es dann anders: Vogel-
frei heißt: „ohne gesetzlichen Schutz sein, wie ein Vogel in 
der Luft, den jeder schießen darf.“

Wir Dozierende der VHS Köln sind auch frei: FREIbe-
rufler – das klingt auch gut, oder? Schauen wir uns unsere 
Freiheit einmal näher an: Wir sind frei von Arbeitnehmer-
rechten, frei von Kündigungsschutz, frei von Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall, frei von Mutterschutz, frei von Ar-
beitgeberzuschüssen zur Sozialversicherung, frei von Ta-

Hintergrund: Das „Herrenberg-Urteil“

Das „Herrenberg-Urteil“ aus dem Jahre 2022 
stellt einen Wendepunkt in der Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts dar. // Klaus Mautsch, 
Mitglied der FG Erwachsenenbildung

Mit ihm sind die Kriterien zur Abgrenzung des 
Beschäftigungsstatus selbstständiger Lehrkräf-
te von dem regulär beschäftigter Mitarbeiter neu 
gewichtet worden. Das Gericht war seinerzeit 
der Ansicht einer Musikschullehrerin aus Her-
renberg gefolgt, dass die Kommune ihren Sta-
tus als selbstständig Lehrende zwar vertraglich 
festgeschrieben hatte, die Bedingungen des Un-
terrichts aber eine abhängige Beschäftigung be-
gründen.

Im letztinstanzlichen Urteil wurde die Stadt 
verurteilt, die ausstehenden Arbeitgeberanteile 
nachzuzahlen und der Lehrkraft das Recht zuer-
kannt, die selbstgezahlten Beiträge anteilig von 
der Kommune zurückzufordern.

Seit 2022 sehen sich zahlreiche Träger der 
Erwachsenenbildung Prüfverfahren der Deut-
schen Rentenversicherung ausgesetzt, die so-
wohl von Lehrenden als auch von der DRV selbst 
angestoßen werden. Die Unsicherheit in der 
Branche ist folglich groß.

Während die Lobbyverbände der Auftrag-
geber auf die Politik einwirken, durch neue Ge-
setzgebungsverfahren die Rechtssicherheit für 
die Durchführung von Angeboten der Erwach-
senenbildung wiederherzustellen, fordern die 
Gewerkschaften, dass die Anbieter staatlich 
geförderter Bildungsgänge Tarifverträge für 
Kursleiter*innen anbieten müssen, bzw. dort, wo 
der Umfang der Tätigkeit geringer ist, ein Min-
desthonorar zahlen, das sich an den Tarifen im 
TVÖD orientiert.

rifverträgen, frei von Inflationsausgleich, frei von regelmä-
ßigen Honoraranpassungen, frei von Arbeitslosenversiche-
rung, frei von angemessenem Urlaubsentgelt, frei von Per-
sonalräten

Und? Wie klingt das für Sie? Ich kann Ihnen sagen, wie 
es sich anfühlt: Für mich fühlt es sich an wie eine VOGEL-
FREIberuflichkeit im Grimm‘schen Sinne. Und inzwischen 
hat das auch das Bundessozialgericht erkannt und nennt es 
„Scheinselbstständigkeit“!

Das ist illegal, liebe Stadt Köln. Deshalb wird die Ren-
tenversicherung nun aktiv und führt Prüfungen auch bei 
der Stadt Köln durch. Die Stadt sieht aber offensichtlich 
keinen Handlungsbedarf, obwohl horrende Nachzahlungen 
drohen, wenn sie sich weiter in der Illegalität bewegt. Nun 
gut, dann wird’s wohl teuer…

Redebeitrag bei der Kundgebung vor em Rathaus

Ich möchte heute über Freiheit sprechen. // Sabine Paas, Mitglied der FG Erwachsenenbildung
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Fazit

Es lässt sich also zusammenfassen, dass die 
GEW entweder gleiche Ergebnisse oder 
leichte Verbesserungen erzielen konnte, was 
an sich natürlich gut ist.

Allerdings hört man aus den einzelnen 
Kapiteln, dass die schlechte Wahlbeteiligung 
trotz gelungener Wahlkämpfe besorgniserre-
gend ist. Bis zur nächsten Personalratswahl 
sollten wie uns also überlegen, wie wir an 
der Stelle vielleicht auch noch zu besserer 
Beteiligung beitragen könnten.

Auswertung der Personalratswahlen im 
Bezirk Köln 2024
Im Juni wurden die neuen Personalräte im Bezirk Köln gewählt. Die GEW konnte dabei an den 
Gesamtschulen, Grund- und Hauptschulen die Mehrheiten erzielen. // Eva Caspers, Mitglied 
des Gf V und der „forum“-Redaktion sowie Personalrätin für die Gesamtschule

Wir schauen uns die Auswertung im Detail an.

Berufskollegs:
Die GEW erreichte bei minimal gestiegener 
Wahlbeteiligung 5 von 21 Sitzen und wieder-
holte damit ihr Ergebnis von 2020.

Gymnasien:
Hier konnte die GEW bei leicht gestiegener 
Wahlbeteiligung einen Sitz zurückgewinnen 
und ist mit 8 von 25 Sitzen hinter den Philo-
logen die zweitstärkste Fraktion.

Gesamtschulen
Die GEW hielt das Ergebnis vom Vorjahr bei 
leicht gesunkener Wahlbeteiligung und stellt 
mit 14 von 25 Sitzen eine stabile Mehrheit im 
Personalrat.

Realschulen
Auch hier sank die Wahlbeteiligung mini-
mal, doch die GEW konnte ihre sechs Sitze 
verteidigen und ist hinter Lehrer NRW die 
zweitgrößte Fraktion.

Hauptschulen
Hier sank die Wahlbeteiligung deutlicher als 
in anderen Kapiteln, aber die GEW konnte 
eine Stimme hinzu gewinnen und ist damit 
die größte Fraktion.

Förderschulen
Die GEW konnte bei leicht gesunkener 
Wahlbeteiligung ihr Ergebnis von 2020 wie-
derholen und erhielt 6 von 29 Sitzen.

Grundschulen
Bei leicht gestiegener Wahlbeteiligung konn-
te die GEW wie bei der vorherigen Wahl 6 
Sitze erreichen.

!
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Wenn wir jetzt nicht unser Bewusstsein ändern, 
dann laufen wir Gefahr, dass eine ganze Genera-
tion an Kindern wirklich schwerwiegende Schä-
den nehmen kann.“ Diese Aussage stammt von Dr. 
med. Silke Schwarz, die an der Universität Wit-

ten-Herdecke (Fakultät für Gesundheit) arbeitet. Sie ist an der aktuellen 
Leitlinie zum Bildschirm-Mediengebrauch von Kindern und Jugendli-
chen beteiligt, die von der Deutschen Gesellschaft für Kinder- und Ju-
gendmedizin e.V. (DGKJ) in Zusammenarbeit mit etlichen weiteren Ins-
titutionen verantwortet wird.

Vom TV zum Smartphone

„Zu viel Bildschirm tut unseren Kindern nicht gut“ – eine Binsenweis-
heit, die wir alle kennen, bejahen und trotzdem viel zu oft missach-
ten. 2023 sind erstmals Forschungsergebnisse zu den Folgen des Bild-
schirmkonsums für Kinder und Jugendliche auf seriöser Grundlage 
zusammengefasst worden. Das Fernse-
hen startete zwar schon vor 72 Jahren in 
Deutschland, doch der richtige Hype mit 
den „neuen Medien“ kam erst 2007 auf, als 
die Verbreitung des Smartphones anfing. 
Seither können wir Kinder am Bildschirm 
beobachten, wenn sie in öffentlichen Ver-
kehrsmitteln unterwegs sind oder beim 
Arzt auf die Behandlung warten müssen.

Seit rund zehn Jahren gibt es Emp-
fehlungen zur Bildschirmnutzung von 
Kindern wie diese: unter drei Jahren 
möglichst gar nicht, bis sechs Jahre ma-
ximal 30 Minuten für alle Bildschirme 
zusammen (TV, Video, PC, Konsolen, 
Tablets, Smartphones), bis 9 Jahre ma-
ximal 45 Minuten. Bis zu diesem Alter 
sollten Kinder auch möglichst nie allei-
ne vor dem Bildschirm sitzen, sondern 
immer in Begleitung eines Erwach-
senen, so dass aufkommende Fragen 
oder Ängste sofort besprochen werden 
können. Bis 12 Jahre gelten 60 Minuten täglich als noch akzeptabel. 

Empfehlungen werden bejaht aber missachtet

Diese Hinweise kennen fast alle Eltern und bejahen sie grundsätzlich, 
doch tatsächlich werden sie weitgehend missachtet. Vor allem wäh-
rend der Pandemiejahre seit 2020 sind die Mediennutzungszeiten in al-
len Altersgruppen enorm gestiegen und haben sich insgesamt ungefähr 
verdoppelt. Auch der online veranstaltete Unterricht in den Zeiten der 
Kontaktsperren hat diesen Trend verstärkt. Kinder leiden bei längeren 
Bildschirmzeiten unter ähnlichen Symptomen wie Erwachsene, ob sie 
für die Schule arbeiten oder ob sie spielen: Kopfschmerzen, Nervosität, 
Reizbarkeit, Schädigung der Augen und des Bewegungsapparats. Doch 
das ist nur die offensichtliche „Spitze des Eisbergs“, denn die gesund-
heitlichen und sozialen Folgen sind noch viel gravierender. 

Wenn Sie einer oder gar mehreren der folgenden Aussagen zustim-
men, ist die Gefahr ganz real, dass Ihr Kind in eine Abhängigkeit vom 
Bildschirm geraten könnte oder gar bereits süchtig ist:
•	 Es fällt ihr oder ihm schwer, mit der Nutzung von Bildschirmmedien 

aufzuhören.

Ihre Zulage von 200 
€ pro Monat, die bis-
her durch den Bund refi-
nanziert wurde, wird ih-
nen komplett gestrichen, 

und das obwohl in Nachfolge das 
Land NRW für die weitere Förde-
rung der Sprach-Kitas einspringt. 
Sie leisten im Kita-Alltag diese 
dringend erforderliche zusätzli-
che Arbeit weiterhin, allerdings 
ohne Wertschätzung und unbe-
zahlt.

Nachdem der Bund aus 
der Förderung der Sprach-Ki-
tas ausgestiegen war, sprang 
nach langem Hoffen und 
Bangen der Sprachförder-
kräfte in NRW endlich das 
Land ein. Es stellte Mittel 
in Höhe von rund 38 Mil-
lionen Euro jährlich bis 
Ende Juli 2026 für die 
langfristige Unterstüt-
zung der „Sprach-Kitas“ 
bereit. 

Freude war nur 
von kurzer Dauer

Die Freude über die-
se Nachricht war bei den „zusätzlichen 
Fachkräften Sprach-Kita“ bei einem der 
größten gemeinnützigen, bundesweit agie-
renden Träger mit vielen Kitas in NRW lei-
der nur von kurzer Dauer. Sie hatten bislang 
zusätzlich 200 € mtl. als Zulage für ihre an-
spruchsvolle, gesellschaftlich relevante Auf-
gabe erhalten. Plötzlich hieß es, dass die Zu-
lage komplett gestrichen wird, dabei soll-
te man doch allgemein annehmen, dass die 
Fördergelder in gleicher Höhe wie bisher für 
die Erzieher*innen gedacht wären.

Aber: Kein Cent der NRW-Fördergel-
der kommt seit Januar diesen Jahres bei 

Mediengefahren für Kinder
Ein Warnruf sollte uns alle aufwecken! // Dipl.-Päd. Detlef Träbert

•	 Diese Geräte sind das einzige, was motivieren kann.
•	 Ihr Kind scheint an nichts anderes mehr denken zu können.
•	 Familienaktivitäten werden beeinträchtigt, weil das Kind nicht vom 

Gerät weg will.
•	 Durch die Nutzung der Bildschirmmedien kommt es zu Konflikten in 

der Familie.
•	 Ihr Kind ist frustriert, wenn es sich nicht mit Bildschirmmedien be-

schäftigen kann.
•	 Die Nutzungszeiten Ihres Kindes werden immer länger.
•	 Es geht heimlich an das Gerät.
•	 Wenn es einen schlechten Tag hat, scheinen Bildschirmmedien das 

einzige zu sein, was seine Stimmung aufzuhellen vermag.
•	 Beim Kind entwickeln sich Konzentrationsprobleme, es wirkt unausge-

schlafen, Schulfehltage nehmen zu oder die Noten verschlechtern sich.

Was tun!?

2023 erfüllten nach Angaben der DAK Gesundheit 5,6 % aller Jungen 
und 3,1 % der Mädchen die Kriterien einer Computer-
spielsucht. Im Durchschnitt verbringen alle Kinder 
und Jugendlichen deutlich mehr Zeit vor Bildschir-
men als von der Medizin empfohlen. Aber was kön-
nen Eltern tun, um ihr Kind besser vor den Gefahren 
zu schützen, die von einem unkontrollierten Medien-
gebrauch ausgehen?
•	 Babys und Kleinkinder sollten bildschirmfrei auf-
wachsen können. Eltern sollten also möglichst nicht aufs 
Handy schauen, wenn das Kleine dabei ist, auch bei den 
Mahlzeiten nicht. Mit Babys zu reden fördert ihre Sprach-
entwicklung – der Blickkontakt ist entscheidend.
•	 Setzen Sie Medien nicht zur Beruhigung des Kin-
des ein. Im Wartezimmer des Kinderarztes gibt es Bilder-
bücher, Spielzeug und Buntstifte. Das Handy oder der Fern-
seher sollten weder als Belohnung noch als Strafe verwen-
det werden.
•	 Bedenken Sie bitte auch, dass nicht nur Sie selbst, 
sondern auch Geschwisterkinder für die Kleineren als Vor-
bild dienen. Beziehen Sie deswegen die älteren Geschwister 
in jedem Alter mit in die Erziehung der jüngeren ein.

•	 Gestalten Sie Ihr Familienleben möglichst abwechslungs-
reich, z.B. mit gemeinsamen Gesellschaftsspielen, Ausflügen, kleinen 
Spaziergängen, Spielplatzbesuchen, Gesprächen („Was war heute 
schön für dich?“) oder Kasperletheater spielen. Und schaffen Sie Ri-
tuale: Das Guten-Appetit-Ritual vor dem Essen oder ein Gute-Nacht-
Ritual vor dem Schlafen geben Kindern ein Gefühl von Verlässlichkeit 
und Sicherheit. 

Verlässlichkeit und Sicherheit - genau das ist es doch, was auch wir 
Erwachsenen in solch schwierigen Zeiten wie heute dringend brau-
chen.

Hinweise:
•	Die „Leitlinie zur Prävention dysregulierten Bildschirmmediengebrauchs in Kindheit und 

Jugend“ findet man im Internet unter https://medienleitlinie.de/
•	Die „Medienleitlinie für Eltern“ findet man auf https://register.awmf.org
•	Tipps für die Medienerziehung finden Eltern bei vielen Krankenkassen und nicht zuletzt auf 

www.kindergesundheit-info.de, der Internetpräsenz der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung.

Kinder sollten nie 
alleine vor dem 
Bildschirm sitzen, 
sondern immer in 
Begleitung eines 
Erwachsenen.

Wohin fließen eigentlich die  
NRW-Fördergelder für die Sprach-Kitas bei 
den freien Trägern ?
Die „zusätzlichen Fachkräfte Sprach-Kita“ mindestens eines großen gemeinnützigen Trägers 
fühlen sich ungerecht behandelt. // GEW-Mitglied, dessen Name nicht genannt werden soll

den „zusätzlichen Fach-
kräften Sprach-Kita“ des 

Trägers an, was einen plötz-
lichen und tiefen finanziellen 
Einbruch für die Gruppe die-

ser meist weiblichen Beschäf-
tigten bedeutet. Die NRW-För-
dergelder für die Sprach-Kitas 
werden in dem gemeinnützi-
gen Unternehmen anderwei-
tig verwendet, da die „Refi-
nanzierung“ nach Aussagen 
leitender Angestellter nicht 
in genügendem Maße ge-
währleistet sei.

Das klingt paradox, da 
ja die Fördergelder der 
Landesregierung NRW 
genau für den Zweck 
der Sprachförderung 
gedacht sind. Es sind 
die in der Sprachför-
derung Beschäftig-
ten, die diese Leis-
tung tatsächlich er-
bringen. Weitere 
„Argumente“ der 
Unternehmens-
leitung, diese Zu-
lage für die „zu-

sätzlichen Fach-
kräfte Sprach-Kita“ nicht mehr auszuzahlen: 
Wir bezahlen das erste mal (nach der letz-
ten allgemeinen Tariferhöhung) analog zum 
öffentlichem Dienst, es sei soviel zu stem-
men, dass für die „zusätzlichen Fachkräfte 
Sprach-Kita“ die Zulage komplett gestrichen 
werden müsse (zunächst bis Ende 2024). 

Die „zusätzlichen Fachkräften Sprach-
Kita“ freuen sich natürlich wie alle Beschäf-
tigten über die erkämpften Tariferhöhun-
gen, aber besonders diejenigen aus den nied-
rigeren Gehaltsgruppen klagen nun nach 
Streichung ihrer Zulage trotz allgemeiner 
Tariferhöhung über Reallohnverluste. Rein 

rechtlich ist die Streichung der bisherigen 
200 € Zulage wohl nicht anfechtbar, sie hat 
den Status einer „befristeten besondere Zu-
lage“, wenn sie auch gewöhnlich mehrfach 
verlängert wurde. Das Problem ist, dass die 
Zulage nicht im Haustarifvertrag des Trä-
gers verankert worden ist.

Recht, Gerechtigkeit und  
soziale Verantwortung

Gibt es so etwas, wie eine soziale Verantwor-
tung beim Management des Trägers, oder 
steht hier wieder einmal Recht im Wider-
spruch zu Gerechtigkeit? Bei den Kitas im 
öffentlichen Dienst sieht es in Bezug auf die 
Vergütung der Sprachförderkräfte wesent-
lich besser aus - gerade der hier beschrie-
bene Träger heftet sich immer wieder gerne 
an, dass er wie im öffentlichen Dienst bezah-
len würde. Für die Gruppe der „zusätzlichen 
Fachkräfte Sprach-Kita“ scheint dies aller-
dings nicht zu gelten.

Gute Arbeit muss gut  
bezahlt werden! 

Grundsätzlich zeigt sich in Zeiten der Spar-
samkeit seitens des Staats ebenso wie seitens 
der privatwirtschaftlichen Unternehmungen 
die rechtlich schwache Stellung der Lohn-
abhängigen, in solchen Zeiten sogar in be-
sonderem Maße. Umso mehr gilt es dagegen 
zu halten und die Stellung der Beschäftigten 
und ihrer Gewerkschaften zu stärken. Gute 
Arbeit muss auch gut bezahlt werden. Das 
wäre auch im Sinne der „zusätzlichen Fach-
kräfte Sprach-Kita“ bei dem einen und ande-
ren freien bzw. gemeinnützigen Träger.
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Es scheint, als ob es eine neue politische Strategie 
im Bildungsbereich der schwarz-grünen Landes-
regierung geben würde: die Yogastrategie.

Zumindest das Bildungsministerium hat diese Stra-
tegie scheinbar für sich entdeckt. So zu beobachten in 
Sachen Rechtsanspruch auf Ganztagsplätze. Diese Stra-
tegie funktioniert nach zwei wichtigen Prinzipien: 
• was interessiert mich mein Geschwätz von gestern
• was interessiert mich die Bildungszukunft von morgen

Ganz im Hier und Jetzt agiert das Ministerium und 
verzichtet entspannt darauf, ein Landesausführungsge-
setz zu schreiben, das im Ganztagsförderungsgesetz des 
Bundes vorgeschrieben ist. Ein Gesetz, dass vollmundig 
im Koalitionsvertrag von 2022 von CDU und Grüne noch 
versprochen wurde (Geschwätz von gestern!)

Stattdessen werden 3 Seiten (!) Empfehlungen veröf-
fentlicht, die vor allem ein Mantra wiederbeten: „es soll 
alles so bleiben, wie es ist“. 

Und dies in zum Teil bürokratischen Formulierun-
gen, die so kryptisch sind, wie ein indogermanisches 
Textfragment:

 Sofern es in der Gemeinde kein eigenes Jugendamt 
gibt, werden die Verantwortlichkeiten (Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe / Schulträger) auseinanderfallen. 
In diesem Fall kann eine Gebietskörperschaft, die zu-

gleich auch Träger der Schule ist, die Aufgaben der ganz-
tägigen Förderung auf der Grundlage § 1a Absatz 3 Satz 1 
des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzes wahrnehmen. 

Habe ich nicht verstanden!
Ob so ein Mantra für die Zukunft unserer Bildungs-

landschaft reichen wird, ist fraglich. Aber wer weiß, viel-
leicht bestimmt das Bewusstsein die Realität. Die Quali-
tät des Ganztags wird dem Zufall überlassen. Mit etwas 
Glück werden die Beschäftigten es weiterhin so gut ma-
chen, wie bisher und das Mantra geht in Erfüllung. Ich 
bin an die Liga-Kampagne vor einigen Jahren erinnert, 
mit dem Motto „Gute OGS darf kein Zufall sein“. Doch 
-  mit der Yogastrategie scheinbar vereinbar.

Sehr wahrscheinlich haben Beschäftigte im Offenen 
Ganztag  einfach schlechtes Karma und nichts Besseres 
verdient. Vielleicht im letzten Leben irgendwas falsch 
gemacht?

Liebes Bildungsministerium, ihr habt mich auf die 
Matte geholt. Ich bin platt. Namaste!

Empfohlener Link zum Thema: 
https://bildungsklick.de/schule/detail/nrw-landesregie-
rung-bricht-ihr-koalitionsversprechen-zum-ganztag 

Ganztag
Schule und ganztägige Betreuung sind für uns Lebens-, Bil-
dungs- und Lernort, der Vertrauen, Sicherheit und Geborgenheit 
bietet. Diesen wollen wir entwicklungsfördernd gestalten. Wir 
werden dafür die Zusammenarbeit mit Verbänden und Ver-
einen stärken und eine Vernetzung im jeweiligen Sozialraum 
unterstützen. Die Umsetzung des Rechtsanspruchs bleibt eine 
gemeinsame Aufgabe von Bund, Land und Kommunen. Bei die-
sem wollen wir den Dreiklang von Bildung, Betreuung und Er-
ziehung umsetzen. Durch eine schulrechtliche Verankerung und 
im Rahmen eines Landesausführungsgesetzes stärken wir die 
Qualität des Ganztags. Sowohl im Bereich der frühkindlichen 
Bildung als auch im Bereich des schulischen Ganztags wollen 
wir eine Fachkräfte- und Qualitätsoffensive. Unser Ziel sind Min-
deststandards für den Ganztag in enger Abstimmung mit den 
Schul- und Jugendhilfeträgern. Dazu gehört, ein Fachkräftege-
bot umzusetzen und multiprofessionelle Teams zu ermöglichen 
und zu fördern. Wir stärken zudem die Beteiligung der Kinder 
und Eltern und sichern die inklusive Förderung aller Kinder und 
den Kinderschutz. Wir werden im Gespräch mit den Eltern so-
wie den Akteuren der OGS die Erarbeitung des Landesausfüh-
rungsgesetzes durch einen Expertenbeirat, vorantreiben und die 

Weiterentwicklung wissenschaftlich begleiten lassen. Eine enge 
Zusammenarbeit auf Augenhöhe von allen bereits in der Schu-
le tätigen Fachkräften, wie auch die Ausweitung der Ressourcen 
sind für uns Voraussetzung, damit eine Rhythmisierung der 
Angebote von Schule und offenem Ganztag ermöglicht wird. Ein 
Angebot mit Kernzeiten und eine bedarfsgerechte Ferienbetreu-
ung sollen Familien Verlässlichkeit bieten. Wir wollen durch 
Poollösungen von Schulbegleitungen auch im offenen Ganz-
tag die Flexibilität und Förderung steigern. Für die räumlichen 
Ressourcen werden wir gemeinsam mit den Schulträgern not-
wendige Rahmenbedingungen definieren und kreative Raum-
lösungen ermöglichen. Die finanziellen Ressourcen werden wir 
entsprechend den Anforderungen erhöhen. Das geplante Aus-
führungsgesetz wird neben inhaltlich pädagogischen Aspekten 
außerdem die für die Kommunen besonders relevante Finan-
zierung im Rahmen des geltenden Konnexitätsprinzips regeln. 
Förderrichtlinien gestalten wir so handhabbar und unkompli-
ziert wie möglich, um den Kommunen die Möglichkeit zu geben, 
die Mittel entsprechend lokaler Voraussetzungen zu investieren. 
Wir wollen den Grundschulen den Gebundenen Ganztag ermög-
lichen. Wir sehen den Bu...

Auszug aus dem Koalitionsvertrag 2022 von CDU und Grüne NRW

Bildungsministerium im  
Yogamodus
Laut Bundesgesetz muss die Landesregierung den Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsplätze für Grundschulkinder umsetzen, das tut sie jedoch nicht und hält 
sich auch nicht an ihre Koalitionsvereinbarungen // Ein Kommentar von Ale-
xandra Klöckener, Mitglied des Leitungsteams AS Offener Ganztag in 
Köln und auf Landesebene

Impressionen von der Kölner Großdemo 
gegen Rechts am 1. Juni 2024 an der  
Deutzer Werft
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J. Gövert mit Yasmin Fahimi, 
Bundesvorsitzende des DGB und 
rechts daneben Judith  
Gövert, Geschäftsführerin des 
DGB Köln/Bonn
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Zu verdanken  ist der Rückstand 
der Konzentration von Geldern 
und Personal auf die  Nord-
Süd-Bahn, die seit 20 Jahren im 
Bau und immer noch nicht fer-

tig ist. Seit Baubeginn dort sind oberirdisch 
nur 3,5 Schienenkilometer im Netz dazu ge-
kommen.

Nun schlägt  der KVB-Vorstand auch 
noch den Stopp aller Ausbaupläne vor – zu-
gunsten eines Tunnels auf der Ost-West-
Achse.  

Es geht nicht an, dass autofahrende In-
dividuum immer stärker zu belasten, ohne 
endlich Alternativen anzubieten und auszu-
bauen.

Im Zuge der sog. Roadmap der Stadt gibt 
es eine Reihe sinnvoller und längst überfäl-
liger Ausbaupläne: Verlängerung der Linie 4 
bis Widdersdorf, Verlängerung der Gürtelli-
nie 13 bis zum Rhein, Verlängerung der Linie 
7 in Porz, Schienenanschluss für Neubrück, 
Schienenanschluss des künftigen neuen 
Wohngebiets Mülheim-Süd und Verlän-
gerung nach Stammheim/Flittard. All die-
se Projekte sind entweder geplant oder be-
schlossen und stehen jetzt auf der Kippe.

Der Stadtwerke-Konzern, der die KVB 
quersubventioniert, will das Defizit bei den 
Betriebskosten der KVB deckeln auf 160 Mil-
lionen Euro im Jahr. Fo
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Verkehrswende statt Ost-West-Tunnel: 
Oben bleiben mit 60m-Bahnen!
Das Rückgrat einer Verkehrswende in Großstädten muss neben dem Fahrrad der Öffentliche 
Personennahverkehr (ÖPNV) sein. Beim Schienenausbau hat Köln einen erheblichen Nachholbe-
darf. Wir bräuchten 100 Schienenkilometer mehr, um die Netzdichte der Rheinbahn in Düssel-
dorf zu erreichen. // Angela Bankert, Mitglied im KoKreis Bündnis Verkehrswende Köln

Darum hat der KVB-Vorstand Pläne vor-
gelegt, alle die vorgenannten Ausbauplä-
ne zu canceln, weil neue Strecken ja weite-
re Betriebskosten mit sich bringen. Neben 
der Fertigstellung der Nord-Süd-Bahn (Ab-
schnitt Bonner Straße) will man nur am Ost-
West-Tunnel festhalten, also absurderweise 
an dem Projekt mit den höchsten Betriebs-
kosten, zu denen u.a.  Aufzüge und Fahrstüh-
le aus der 4. Tiefebene sowie Brandschutz 
gehören - Kosten, die oberirdisch gar nicht 
erst anfallen.

Diesem wahnsinnigen Großprojekt Ost-
West-Tunnel, das für Jahrzehnte die Innen-
stadt aufreißen und Milliarden kosten wür-
de, will man alle neuen KVB-Strecken mit 
tatsächlichem Mehrnutzen opfern. Das be-
stätigt leider, was die Kritiker:innen von Be-
ginn an gesagt haben: Kommt der Tunnel, 
entfällt die Verkehrswende.

Alles spricht für oberirdisch

Die Verwaltung hat vor der Sommerpause 
die Planungen für zwei Varianten vorgelegt: 
für einen Tunnel und für den oberirdischen 
Ausbau. Als politische Entscheidungshilfe 
wurde ein Kriterienkatalog erarbeitet. Ur-
sprünglich fehlten in der Tabelle wichtige 
Kriterien wie  Kosten oder Bauzeit. Mittler-
weile hat die Verwaltung nachgebessert. Alle 

Nutzen-Aufwand-Kriterien zusammen erge-
ben quantitativ 24:21 Punkte zugunsten der 
oberirdischen Lösung.

Diese Kriterien wurden seitens der Ver-
waltung explizit nicht gewichtet, dies sei Sa-
che der Politik. So liegt auf der Hand, dass 
die „Blickbeziehungen“ zu historischen Ge-
bäuden wie dem Hahnentor nicht genauso 
schwer wiegen wie etwa die Barrierefreiheit.

Fazit: Quantitativ, und erst recht qualita-
tiv sprechen die Entscheidungskriterien für 
oberirdisch.

Die Baukosten der Tunnelvariante lie-
gen jetzt schon bei 1,4 Milliarden € brutto. 
Hingegen liegt die oberirdische Variante bei 
nur 218 Millionen € brutto. Die Stadt tönt, 
es gebe ja „bis zu 95% Fördergelder“. Das ist 
Schönfärberei. Förderzusagen von Bund und 
Land beziehen sich immer nur auf die ver-
anschlagten Kosten bei Baubeginn. Spätere 
Kostensteigerungen, die absolut sicher sind, 
bleiben überwiegend bei der Stadt hängen.

Bei der Nord-Süd-Stadtbahn stieg der 
städtische Eigenanteil - OHNE die Kosten 
des Stadtarchiv-Unfalls - von 55 Millionen 
Euro auf über 1 Milliarde Euro an.

Die angegebene Tunnelbauzeit ist mas-
siv geschönt. Die Denkmalpflege hat einen 
Bericht verfasst, der deutlich macht, was in 
diesem Kernsiedlungsbereich alles unter der 
Erde legt  Den Zeitraum für die Bergung der 

zahlreichen und vielfach sehr wertvollen Bo-
dendenkmäler schätzt die Archäologische 
Bodendenkmalpflege auf 10 Jahre.

Und die Verwaltung schätzt die Gesamt-
bauzeit auf - ebenfalls 10-12 Jahre! Man kön-
ne ja parallel zu den Archäologen arbeiten. 
Das hat bei der Nord-Süd-Bahn schon nicht 
funktioniert und ist einfach nur dreist. Tat-
sächlich wird die Innenstadt voraussichtlich 
für zwei Jahrzehnte aufgerissen, mit ent-
sprechenden Kollateralschäden für handel 
und Gastronomie.

Für den Bau des Tunnels gibt die Ver-
waltung 283.000 t CO2 Emissionen an. Köln 
hat den Klimanotstand ausgerufen und will 
bis 2035 klimaneutral sein. Die Emissionen 
fallen vor und während der Bauzeit an, und 
nicht über eine angenommene Amortisa-
tions-Dauer von 80-100 Jahren Lebenszyk-
lus eines Tunnels. Damit würden die Klima-
ziele gerissen.

Die KVB pocht auf größere Stö-
rungsfreiheit des Stadtbahnver-
kehrs.mit einem Tunnel.

Dazu muss man festhalten: Köln hat keine 
Metro, kein geschlossenen System im Un-
tergrund, sondern eine Straßenbahn, die ab 
und zu unter Pflaster fährt, also ein gemisch-
tes System. Oberirdische Störungen durch 
den Straßenverkehr wirken auch zurück in 
die Tunnel. Vom gesamten Schienennetz 
von 250 km sind nur 40 km unter der Erde. 
Wenn da noch 2,7 km (Verwaltungsvorlage) 
oder 3,7 km (SPD-Vorschlag) dazu kommen, 
wird das System nicht viel störungsfreier.

Laut KVB wäre die Fahrtzeit mit ei-
nem Tunnel  3-4 Minuten kürzer. Von die-
sem Zeitvorteil haben jedoch nur diejenigen 
Fahrgäste etwas, die über die Innenstadt hi-
naus fahren wollen. Die meisten Fahrgäste 
wollen in die Stadt. Wer in der City aus- und 
einsteigen, muss bis zu 4 Tiefetagen über-
winden. Jeder mögliche Zeitgewinn ist da-
mit wieder hinfällig.

Damit würde man die jetzt barrierefrei-
en Umsteigemöglichkeiten zwischen allen 3 
Linien.an Neumarkt und Heumarkt zerstö-
ren.

Neuer (alter) SPD Vorschlag

Im Stadtrat gibt es für keine der beiden Va-
rianten, welche die Verwaltung jetzt über 
fünf Jahre ausgearbeitet hat, eine Mehr-
heit. CDU und FDP sind für den Tunnel. 
Auf der anderen Seite sind Grüne, Linke, 
Klimafreunde,Fraktion für oben bleiben. 
SPD und VOLT  sind nicht entschieden.

Wohl um aus dem Dilemma zu kommen, 
hat die SPD nun ihren Vorschlag von 2018 
nochmal in die Debatte gebracht:  ein noch 
längerer Tunnel, ab Deutz unter dem Rhein 

her und im Westen bis Melaten. Nur die Li-
nien  1 und 9 sollen unter die Erde; die Linie 
7 soll oben bleiben und ab Neumarkt oberir-
disch weiterfahren auf dem Linienweg der 
9; diese übernimmt den Weg der Linie 7 bis 
Frechen.

Ein noch längerer Tunnel mit noch mehr 
Risiken (Rheinunterquerung), der auch kein 
neue Strecke erschließt,  sondern nur zwei 
(statt drei) vorhandene Linienwege unter die 
Erde legt, ist ebenfalls nicht zielführend.

Oberirdischer Ausbau – aber wie?

Die von der Stadt vorgelegte oberirdische 
Variante begeistert leider auch nicht. Die 
Haltestelle am Neumarkt soll auf 4 Gleise 
erweitern, die weit in den Platz hineinra-
gen würden. Auf der Linie1 will man 90m-
Langzüge einsetzen. Das spart Fahrpersonal 
– ein Waggon dranhängen mit dem gleichen 
Fahrer – bedingt jedoch den Ausbau von 34 
Haltestellen von Bensberg bis Weiden. Denn 
Langzüge brauchen eine Sondergenehmi-
gung und  dafür durchgehend eigene Gleis-
körper. Dies geht nur auf der Linie 1, die an-
deren beiden Linien bekämen keine höhere 
Beförderungskapazität.

Die langen Haltestellen haben eine grö-
ßere stadträumliche Barrierewirkung, wes-
halb die Bürgervereine des Kölner Westens 
sich energisch dagegen wehren. Kosten-
schätzung bisher rund 250 Millionen Euro.

Das Bündnis Verkehrswende hat eine Al-
ternative vorgelegt, welche inzwischen von 
Prof. Dr. Volker Stölting, Verkehrsplaner und 
Schienensystemexperte an der TH Köln, ge-
prüft und für umsetzbar befunden wurde:

Eine Taktverdichtung auf der Ost-West-
Achse scheitert allein an den beiden Nadel-
öhr-Haltestellen Heumarkt und Neumarkt, 
weil dort alle drei Linien zusammenkom-
men.

Diese beiden Haltestellen könne jedoch 
ertüchtigt werden, in dem man sie verdop-
pelt, zu je einer Haltestelle pro Richtung mit 
Mittelbahnsteig, so dass zwei Bahnen gleich-
zeitig heranfahren können. Damit beschleu-
nigt sich die Abwicklung an diesen beiden 
Knotenpunkten. Dann braucht es keine 
Langzüge, und nicht nur die Linie 1 sondern 
auch die Linie  7 und 9 erhalten eine erhöhte 
Beförderungskapazität. Es müssten keine 34, 
sondern nur 2 Haltestellen umgebaut wer-
den. Der Innenplatz des Neumarkts würde 
nicht mit Schienen belegt.

Dies ist die schnellste, preiswerteste, 
ökologischste und barrierefreie Lösung, In 
Kombination mit Verkehrsberuhigung, mit 
Wegfall des Durchgangsverkehr und der 
Parkräumen, was ohnehin  bei allen Lösun-
gen vorgeschlagen wird, könnte der Neu-
markt  rasch aufenthaltsfreundlich umge-
staltet werden. Alle - außer FDP und Autoin-
dustrie – streben möglichst viel Umstieg von 
Autofahrenden auf den ÖPNV an. Dazu sind 
die Menschen aber nur dann bereit, wenn 
die KVB zuverlässig, pünktlich und in akzep-
tabler Taktfolge kommt.

Darum müssen Personal und Fördermit-
tel für neue Strecken mit echtem Mehrnut-
zen eingesetzt werden, Diese zu streichen 
für den Tunnel, ist genau die falsche Prio-
ritätensetzung. Darum sammeln wir weiter 
Unterschriften (siehe QR-Code), von denen 
wir bereits 10.000 an das Verkehrsdezernat 
übergeben haben, und kämpfen gemeinsam 
mit dem Netzwerk „Köln bleibt oben mit 
60m-Zügen“ für eine vernünftige oberirdi-
sche Lösung.
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Und wenn parallel in den Aus-
bau und die Zuverlässigkeit, 
in gute Arbeitsbedingungen 
im ÖPNV investiert würde.

Stattdessen fließen Mil-
liarden in den Bau neuer Autobahnen und 
werden zu „fossilen Subventionen“. Ein qua-
litativ guter ÖPNV, vorzugsweise auf der 
Schiene, ist das Rückgrat einer Verkehrs-
wende.

Um die auskömmliche Finanzierung des 
Tickets gibt es seit Ende 2022 ein unerträgli-
ches Hickhack zwischen Bund und Ländern. 
Den Namen „Deutschlandticket“ hatte man 
gewählt, um flexibel für Preiserhöhungen zu 
sein. Diese Unsicherheit hat viele davon ab-
gehalten, das Ticket zu abonnieren, da un-
klar war, ob und wann es um welchen Betrag 
teurer würde.

Was als 9-Euro-Ticket begann ...

Dabei ist der Preis des Deutschlandtickets 
von 49 Euro für Viele schon heute zu hoch 
und zielt auf mindestens durchschnitt-
lich situierte Arbeitnehmer*innen und 
Senior*innen als dauerhafte ÖPNV-Kund-
schaft. Im Vergleich zu 106,20 Euro für das 
Seniorenticket im Verkehrsverbund Rhein-
Ruhr oder sagenhaften 130,20 Euro für das 
Monatsticket nur im Stadtgebiet Köln, selbst 
im Vergleich zu vielen Jobtickets, ist ein sol-
ches Angebot günstiger.Kein Wunder daher, 
dass 42 Prozent der Deutschlandticket-Nut- Fo
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Etappensieg beim 49-Euro-Ticket  
verteidigen – ÖPNV ausbauen
Elf Millionen Menschen haben im Jahr 2023 das 49-Euro-Deutschlandticket erworben. Es könn-
ten Millionen mehr sein, wenn der Preis günstiger und die Finanzierung dauerhaft gesichert 
wäre. // Angela Bankert, für die GEW-Köln im Bündnis Verkehrswende

zenden bereits vorher Abonnent*innen wa-
ren und auf das günstigere Ticket umgestie-
gen sind. Immerhin sind 47 Prozent gemäß 
der begleitenden Kundenbefragungen Neu-
Abonnent*innen, die vorher Einzel- oder 
Zeitfahrscheine hatten. Acht Prozent sind 
komplette Neukunden, die zuvor gar nicht 
mit dem ÖPNV unterwegs waren.

Was nach wie vor schmerzlich fehlt, ist 
ein preislich akzeptables Sozialticket. We-
nigstens für diese Gruppe hätte man das 
9-Euro-Ticket weiterlaufen lassen können.

Zwar bleibt der Preis für für D-Ticket in 
2024 noch stabil, doch für die Zeit danach 
ist der Basar wieder eröffnet. Das Bundes-
verkehrsministerium plant anscheinend, 
das ungeliebte Ticket Stück für Stück zu de-
montieren, beginnend mit den 350 Millionen 
Kürzung im Jahr 2025.

„Erst ausbauen, dann verbilligen“ 
funktioniert nicht

 
Von Beginn an wurde von Kritiker*innen ar-
gumentiert, man müsse erst den Schienen-
verkehr ausbauen, dann verbilligen. Dabei 
wurde ignoriert, dass dies seit Jahrzehnten 
nicht funktioniert: Es wurde permanent ab-
gebaut UND verteuert.

Das 49 Euroticket kostet Bund und Län-
der jeweils schlappe 1,5 Milliarden im Jahr. 
Das ist ein Klacks im Vergleich zu den vielen 
Milliarden jährlich für fossile Subventionen 
wie z.B. - für Diesel und Kerosin (12 Milli-

arden) oder für das Dienstwagenprivileg (5 
Milliarden),

Die Gegenüberstellung von „Ausbau ver-
sus Preis“ ist geradezu dreist im Angesicht 
der 30 Milliarden für den Neu- und Ausbau 
von Autobahnen, an dem das Bundesver-
kehrsministerium ungerührt festhält: 850 
km Neubau und 1700 Kilometer Ausbau von 
Autobahnen.

Ein Trauerspiel ist auch, wie die Länder-
Verkehrsminister sich von Volker Wissing 
vorführen lassen. Statt entschiedenen Wi-
derstand gegen Kürzungen kündigen sie vor-
ab schonmal Preiserhöhungen auf mindes-
tens 59 Euro an.

Die Länder wären übrigens durchaus 
selbst in der Lage, die in Rede stehende Fi-
nanzierungslücke von 350 Millionen aufzu-
bringen. Zum Beispiel indem sie aufhören, 
die 14 regionalen Flughäfen zu subventionie-
ren. (Hier ein Beispiel, was allein der Flug-
hafen Dortmund an direkten und indirekten 
Subventionen verschlingt: https://taz.de/Mi-
nusgeschaeft-Regionalflughaefen/!5733827)

Mehr Finanzmittel für den Ausbau von 
Bus und Bahn und für mehr Personal zu gu-
ten Bedingungen sind dringend nötig. Das 
bedeutet: Autobahnausbau sofort stoppen, 
klimaschädliche Subventionen zugunsten 
des öffentlichen Verkehrs umschichten, den 
Kampf der Gewerkschaften um gute Arbeit 
und deutliche Aufwertung der Fahrdienstbe-
rufe unterstützen.

Wir haben in unseren letzten Forumsausgaben 
immer wieder über die AfD und auch die in-
ternationalen Rechts-Tendenzen geschrieben. 
Sei es die zunehmende Radikalisierung unserer 
Diskurse, die wachsende Toleranz und Repro-

duktion von menschenverachtenden Parolen selbst bei den Mitte – 
Parteien oder der international zunehmenden Militarisierung. 

Es sind keine neuen Themen.

Dass der Rechtsruck trotzdem voran schreitet, ist verständlich, aber 
insbesondere auch aus Gewerkschaftssicht mehr als nur alarmie-
rend. Wenn man mitbekommt, wie in Bautzen am 10.8.24 die CSD 
Demo von rund 700 Neonazis und Rechten bedroht wurde, müssen 
wir feststellen, dass insbesondere in Sachsen die Auslebung unserer 
demokratischen Freiheiten längst nicht mehr sicher gewährleistet 
werden kann.

Zugleich hört man von Sachsens Ministerpräsident Kretschmar 
dazu wenig.

So ist es kein Wunder, dass Rechtsextreme selbstbewusster wer-
den. Sie bestimmen längst den öffentlichen Diskurs mit ihren For-
derungen – beinah alle Parteien machen ihnen Zugeständnisse und 
schließen auch Bündnisse mit der AfD nicht mehr aus wie jüngst das 
Bündnis Sahra Wagenknecht. Und zumindest in Sachsen haben sie 
nun eindeutig gezeigt, dass sie auch die Straße kontrollieren. Denn 
wenn Neonazis es schaffen, dass der CSD wegen ihrer bloßen Anwe-
senheit zeitlich verkürzt wird und nur noch unter massivem Polizei-
einsatz stattfinden kann, ist klar, wozu sie im Stande sind, wenn sie 
tatsächlich Gewalt anwenden. Dass sie davor nicht zurückschrecken, 
wissen wir – nicht erst seit dem NSU oder dem Mord an Walter Lüb-
cke.

Kommentar zum Beitrag  
„Wichtig ist Zivilcourage“ auf der  
GEW Bundeshomepage
Nachdem wir uns in Köln nun intensiv ein halbes Jahr mit dem Rechtsruck und all seinen men-
schenverachtenden Auswüchsen auseinandergesetzt haben, möchten wir die Bundesleitlinie kom-
mentieren. // Eva Caspers, Mitglied der „forum“-Redaktion und des Gf V

Und daher ist es kein Ausdruck zu sagen wir wären alarmiert. Zi-
vilcourage MUSS sein, klar, doch auch angesichts steigender Gewalt 
gegen Lehrkräfte und des weiter anhaltenden Personalmangels, ist 
sicher, dass Zivilcourage ein bis zwei Schritte zu spät gedacht wird. 
Es soll ja gar nicht erst brenzlig werden! Aber die Mobilisierung und 
Organisation des rechten Lagers nimmt täglich zu. Dagegen hilft nur, 
dass wir unsere Reihen schließen und uns ebenso konsequent orga-
nisieren.

Sprecht in euren Kollegien offen über eure Bedenken, sucht 
euch Verbündete und nutzt die Gewerkschaft in all ihren Kompe-
tenzen – seien es Fortbildungen oder der kollegiale Austausch, die 
Personalrät:innen oder wirklich auch schlichtweg die Rechtsbera-
tung, wenn man mit Dingen konfrontiert wird, die man guten Gewis-
sens nicht tun möchte.

Wir arbeiten in Köln natürlich weiter daran, dass es bei uns nicht 
so weit kommt. Und zugegebenermaßen sind wir hier strukturell be-
vorteilt. Das ändert nichts an unserer Sorge um die Kinder und Ju-
gendlichen, die in einem solchen gesellschaftlichen Klima aufwach-
sen, der Sorge auch um größere menschliche Herausforderungen 
wie zum Beispiel die anhaltenden Kriege oder die Klimafragen, die 
wir schlecht bearbeiten können, solang Rechtsextreme unsere Frei-
heiten bedrohen. Und es ändert nichts daran, dass diese Entwicklun-
gen gefährlich sind und wir aus historischem Beispiel wissen, wie 
viel sich binnen drei Jahren allein ändern kann – zwischen landes-
weitem Wahlerfolg in Parlamentswahlen und Faschismus.


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Prof. Dr. Heinz Klippert ist den meisten Lehrer*innen aus Ihrer Leh-
rerausbildung bekannt. Seit seiner Emeritierung beschäftigte er sich 
auch mit Friedensfragen - und trug sein Wissen und seine Reflexio-
nen in dem Buch „Frieden? Sichern!“ zusammen.  Auf Initiative der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung lud die neugegründete AG Frieden des 

GEW-Stadtverbandes den Autor bei uns ein, unterstützt von pax christi und dem 
Friedensbildungswerk. 

Vor Beginn gibt es  ein „Get Together mit Fingerfood. Die DFG/VK betreut 
den Bücher- und Infostand und auf einer Pinnwand können Anmerkungen zum 
Thema gemacht werden. Der Saal ist mit rund 80 Teilnehmer*innen voll besetzt. 
Nach einer Einführung in das Thema durch Karl-Heinz Heinemann (RLS)  Klip-
perts knapp einstündiger Vortrag - eine Powerpoint-Präsentation unterstützen  
seine zentralen Aussagen. Der Tenor:  1. Die aktuelle Situation, besonders des 
Ukrainekriegs  ist durch eine einseitige Darstellung in der Öffentlichkeit gekenn-
zeichnet. 2. Kriegsskeptisches Denken ist wichtiger denn je. 3.  Es muss viel mehr 
für den Frieden getan werden. 4. Den Bildungseinrichtungen kommt eine beson-
dere Aufgabe zu. 

In der sich anschließenden regen Diskussion, moderiert von Peter Heim von 
der AG Frieden der GEW, gibt es nach einer Phase von Verständnisfragen zum 
einen den Referenten eher bestätigende Diskussionsbeiträge, dann aber auch 
kritische Nachfragen, die die Rolle Russlands zum Krieg, aber auch Menschen-
rechtsfragen betreffen und die nicht wirklich beantwortet werden. Auch die Rol-
le der Kirchen kommt zur Sprache. Christina Krautwurst von der AG nimmt die 
Beiträge auf und leitet sie weiter.  

Leider konnten nicht alle zu Wort kommen. Es wird aber sehr deutlich, wie 
drängend das Problem ist. Einige berichten auch aus ihrer Praxis, eine Kollegin 
lenkt auch den Blick auf die Kindergärten. Friedensbildung müsse bereits dort 
ansetzen! Deutlich wird aber auch, dass die Zunahme eines Denkens in Katego-
rien militärischer Sicherheit und einer Werbung für die Bundeswehr die Schulen 
in Zukunft verstärkt unter Druck setzen wird durch ministeriale Erlasse. Dage-
gen sollten sie sich zur Wehr setzen. Der Gewerkschaft komme dabei eine beson-
dere Aufgabe zu, eine Vernetzung sei hierbei wichtig. Heinz Klippert weist auf 
die vielen didaktischen und methodischen Anregungen und Vorlagen im Buch 
hin - Um 19.45 Uhr ist offiziell Schluss.

Informell ging es dann noch weiter – in der GEW-„Nachgeschäftsstelle“ im 
„Maria-Eetcafe“ am Hans-Böckler-Platz.

Rückmeldungen gerne über die GEW-Geschäftsstelle.  
Weitere Veranstaltungen sind von der AG vorgesehen. 

Das nächste Treffen: 5. November 24, in der GEW-Geschäftsstelle.

Kontakt: kontakt@gew-koeln,de oder 0221 5162 67

Günter Helfrich: Herr Klippert, Sie plädie-
ren für eine Belebung des pazifistischen 
Denkens in unserer Gesellschaft. Warum 
gerade jetzt?

DR. KLIPPERT: Weil mich erstens der neue 
Bellizismus in Politik, Medien und Teilen 
der Bevölkerung beunruhigt. Und weil ich 
es zweitens ziemlich skandalös finde, wie 
leichtfertig und arrogant seit zwei Jahren die 
frühere Friedensbewegung und die von ihr 
inspirierte Entspannungs- und Abrüstungs-
politik der 1980er und 1990er Jahre in die 
Tonne getreten werden.  Das Unwort „Lum-
penpazifist“ spiegelt diesen neuen kriegsaffi-
nen Zeitgeist, der sich nicht nur unter Poli-
tikern und Militärs, sondern auch in der Ge-
samtbevölkerung erschreckend breit macht. 

Das bestätigen neuere Meinungsumfra-
gen. Offenbar ist das Trauma des Zweiten 
Weltkrieges für viele Bundesbürger inzwi-
schen so weit weg, dass die alten Feindbilder 
und Kriegsreflexe wieder hochkommen und 
den Primat der Kriegsvermeidung und Völ-
kerverständigung zunehmend verdrängen. 
Militärische Lösungen scheinen plötzlich 
wieder das Gebot der Stunde. Ich bedaure 
das sehr und plädiere deshalb für eine Wie-
derbelebung des pazifistischen Gedanken-
guts.

Aber zeigt nicht der Angriff Putins auf 
die Ukraine, dass die pazifisch orientierte 
Entspannungs- und Abrüstungspolitik der 
1970er- und 1980er-Jahre gescheitert ist?

KLIPPERT: Ich gebe zu, dass Putins An-
griffskrieg der Friedenssicherung in Europa 
einen Bärendienst erwiesen hat. Eine Kata-
strophe! Das heißt allerdings nicht, dass die 
zurückliegende Entspannungs- und Abrüs-
tungspolitik der Ära Brandt, Schmidt und 
Kohl deshalb falsch war. Im Gegenteil: Die-
se Politik hat nicht nur die deutsche Wieder-
vereinigung begünstigt, sondern Deutsch-
land und Europa auch eine eindrucksvolle 
Friedensepoche und Friedensdividende ge-
bracht. 

Abrüstung, Entspannungspolitik und 
ökonomische und kulturelle Vernetzung 

waren also durchaus kluge außenpolitische 
Schachzüge und Friedensstifter und tau-
gen gewiss nicht dazu, der zurückliegenden 
Entspannungspolitik ihre Berechtigung ab-
zusprechen. Was ist denn die Alternative? 
Wenn im Ukraine-Krieg derzeit beide Sei-
ten den „Sieg-Frieden“ wollen, dann wird 
es wohl noch viele Zerstörungen, Tote und 
Entwurzelte geben, bis am Ende doch ver-
handelt werden muss.  Warum also nicht 
gleich ernsthaft verhandeln? Dass das nicht 
längst geschehen ist, liegt auch und nicht zu-
letzt an den USA und England.  Darauf zu 
warten, dass Putin abtritt oder aufgibt, ist 
ein außen-, sicherheits- und friedenspoliti-
sches Vabanquespiel mit immensen humani-
tären und politischen Risiken.

Sie plädieren für einen „reflektierten Pa-
zifismus“ und betonen die Notwendigkeit 
einer verstärkten Friedens-Bildung. Was 
meinen Sie damit?

KLIPPERT: Friedenssicherung muss in den 
Köpfen der Menschen beginnen – auch und 
besonders in denen von Politikern, Militärs 
und Medienmachern. Dazu braucht es Refle-
xion und Hinterfragen, Perspektivenwech-
sel und Friedenswillen, kontroverse Diskus-
sionen und Konfliktregelungsfantasie, Of-
fenheit und kritische Faktenchecks, Kriegs-
skepsis und mentale und emotionale „Ab-
rüstung“. Diese differenzierte Urteilsbildung 
und Friedenssuche nenne ich „reflektierten 
Pazifismus“. Sie zielt zwar nicht auf einen 
rigiden Anti-Militarismus, wohl aber dar-
auf, der Kriegsvermeidung und gewaltfreien 
Konfliktregelung die absolute Priorität bei-
zumessen. Deshalb lege ich in meinem Buch 
sehr viel Wert darauf, zum einen die Risiken 
und Zerstörungswirkungen von Kriegen ins 
Bewusstsein zu heben und zum anderen die 
Chancen einer gewaltfreien Friedenssiche-
rung vor Augen zu führen. 

Diese „Bewusstseinserweiterung“ ist der 
Kern pazifistischen Denkens. Pazifismus in 
diesem Sinne meint also nicht naives Gut-
menschentum, wie das immer wieder kol-
portiert wird, sondern richtet sich ganz pri-
oritär darauf, den Frieden mental und emoti-
onal vorzubereiten und leichtfertige Militär-
einsätze zu ächten. Denn wer Kriegsertüch-

tigung und Aufrüstung predigt, steht massiv 
in der Gefahr, in Konfliktfällen vorschnell 
die militärische Karte zu ziehen und zu den 
Waffen zu greifen.
...

Was heißt das alles für die politische Bil-
dungsarbeit in Schulen und in der Erwach-
senenbildung? Wie kann der pazifistische 
Geist belebt werden?

KLIPPERT: Das Gesagte macht deutlich, 
dass die friedenspolitische und friedensethi-
sche Bildungsarbeit die dringende Verpflich-
tung hat, das menschliche „Kriegs-Gen“ da-
durch zu zähmen, dass für ein Mehr an be-
gründeter Kriegsskepsis, Friedensfantasie, 
Zivilcourage und Konfliktregelungskompe-
tenz gesorgt wird. „Begründet“ heißt hier-
bei, dass auf differenzierte Informationen, 
Reflexionen, Perspektivenwechsel, Debatten 
und sonstige Formen der tiefgreifenden Mei-
nungsbildung in Sachen Krieg und Frieden 
gesetzt wird, damit das Meinungsmanage-
ment kriegsaffiner Scharfmacher in Politik, 
Medien, Parlamenten, Zivilgesellschaft und 
militärischen Kreisen nicht vorschnell ver-
fängt. 

Wie diese „Mündigkeit“ in Sachen Krieg 
und Frieden aufgebaut und ein korrespon-
dierender „reflektierter Pazifismus“ grund-
gelegt werden kann, wird im angeführten 
Buch ausführlich gezeigt und mittels vielfäl-
tiger und kontrastreicher Materialien, Ana-
lysen, Argumente und Reflexionsanstößen 
unterlegt. Der Bildungsbereich kann und 
muss zu dieser friedensethischen Reflexi-
ons- und Klärungsarbeit beitragen und die 
nötige Kriegsresistenz in der Gesellschaft 
entwickeln helfen.  

Das vollständige Interview unter: 

Frieden lernen – Friedensbildung in 
Kriegs- und Krisenzeiten
Interview mit Heinz Klippert (Auszug aus GEW-Zeitung Rheinland-Pfalz  Heft  05-06/2024). Danke für die Abdruckgenehmigung der // 
GEW-Kolleg*innen aus Rheinland-Pfalz!

Frieden? Sichern!  
Bericht von der Veranstaltung der AG Frieden & Internationales am 20. Juni 2024  mit Heinz 
Klippert // Peter Heim, Mitglied des Leitungsteams der Kölner GEW-Arbeitsgruppe Frie-
den & Internationales

Heinz Klippert: „Frieden sichern! 
Anleitung zur Belebung pazifisti-
schen Denkens.“
Westend Verlag.  
336 Seiten.  
24 Euro. 
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Das Historische Archiv ist das 
Gedächtnis der Stadt und ei-
nes der größten Stadtarchi-
ve Deutschlands. Hier finden 
sich unzählige Originaldo-

kumente aus über 1.000 Jahren rheinischer 
Geschichte. Archiviert wurden auch Hand-
schriften u.a. von Albertus Magnus, Jacques 
Offenbach, Giuseppe Verdi, Konrad Adenau-
er und Heinrich Böll. Die älteste Urkunde im 
Archiv stammt aus dem Jahr 822.

Das Stadtarchiv Köln überstand den 
Zweiten Weltkrieg unbeschadet. Am 3. März 
2009 stürzte der Gebäudekomplex samt 
zweier Nachbargebäude aufgrund von Feh-
lern beim Bau eines U-Bahn-Tunnels ein. Im 
Archiv befanden sich zu der Zeit: 

27 laufende Kilometer Akten, 62.000 Ur-
kunden, 329.000 Karten, Pläne und Plakate 
sowie 500.000 Fotos.

Rund 90 Prozent des Archivguts war 
verschüttet, ein Großteil davon im Grund-
wasser. Nach Abschluss der Bergungsphase 
im Jahr 2011, in der rund 95 % des verschüt-
teten Archivgutes geborgen werden konnte, 
dauerte die Erfassung der geborgenen Ob-
jekte bis 2021. Das Archivgut hatte durch 
den Einsturz jegliche logische Ordnung ver-

loren, es wurde vollkommen durcheinander-
gebracht. Zudem hat sich der allgegenwär-
tige Betonstaub über sämtliche Archivalien 
verteilt.

Nach dem Einsturz wurde schon sehr 
bald ein Restaurierungszentrum geplant, 
das den besonderen Anforderungen und 
der großen Masse an Restaurierungsobjek-
ten gerecht werden sollte. Über das gan-
ze Bundesgebiet verteilt - vom nördlichen 
Schleswig-Holstein bis in den Süden in 
Freiburg - waren geborgene Archivalien 
des Historischen Archivs gelagert. Die Ar-
chivalien wurden sukzessiv entweder in 
der angemieteten Werkstatt in Porz-Lind 
restauriert, oder externe Anbieter*innen, 
Kooperationspartner*innen übernahmen 
diese Aufgabe.

Parallel dazu wurde „Am Eifelwall“ Eu-
ropas modernstes kommunales Archiv ge-
plant und errichtet, in dem 2021 das Histo-
rische Archiv und das Rheinische Bildarchiv 
ihre neue Heimat gefunden haben. Gebaut 
wurde nach den Plänen des Architekturbü-
ros Waechter + Waechter, Architekten aus 
Darmstadt. Eine hochkomplexe Gebäude-
technik sorgt für neun verschiedene Klima-
zonen, um für alle Archivalien optimale kon-

servatorische Bedingungen zu gewährleis-
ten. Zur effizienten Nutzung der Energie ist 
ein Eisspeicher mit 400.000 Litern Wasser 
im Erdreich verbaut worden.

In diesem Neubau sind die 
Restaurator*innen sowie die zahlreichen 
Hilfskräfte technisch perfekt ausgerüstet. 
Die Maschinen und Geräte wurden teilwei-
se eigens für die speziellen Anforderungen 
der Behandlung der Einsturzschäden ent-
wickelt, so zum Beispiel eine im August 2011 
angeschaffte Gefriertrocknungsanlage.

In einer der Werkstätten erhielten wir 
einen Einblick in die Arbeitsschritte der Re-
staurierungen. Bevor mit der Restaurierung 
einer geborgenen Archivalie begonnen wer-
den kann, muss festgestellt werden, um wel-
che Art von Archivgut es sich handelt. Hier 
beginnt dann auch schon der dritte große 
Arbeitsbereich, jedes weiter zu bearbeitende 
„Fundstück“ wird mittels eines Barcodes re-
gistriert, mit einem Scanner, wie wir ihn aus 
dem Supermarkt kennen.  

Der auf den geborgenen Archivalien all-
gegenwärtige Betonstaub musste von jedem 
einzelnen Blatt entfernt werden, was bei ei-
nem Gesamtbestand von fast 30 Regalkilo-
metern eine nie gekannte Herausforderung 

Das neue Historische Archiv am Eifelwall
// Helga Pennartz, Ausschuss Aktive Ruheständler*innen (Text und Fotos)

Werkzeuge

Gefriertrocknungsanlage Noch zu restaurieren.

Knapp zwanzig - von den Kunstwerken be-
geisterte - GEW-Ruheständler besuchten 
am 17.7.24 die Düsseldorfer Sonderausstel-
lung in K 20 ‚ Traüme von der Zukunft‘ 
mit Werken von Hilma af Klint und Was-

sily Kardinsky.
Auch wenn beide Personen im gleichen Zeitraum 

- Anfang des 20. Jahrh. - sich künstlerisch engagierten 
und  - zeitlich fast parallel, aber sehr unterschiedlich - 
Wege vom Naturalismus zur abstrakten Kunst-Darstel-
lung suchten, waren sie damals nicht im Austausch.

Bild 1 und 4:	 Hilma af Klint hat in Zyklen (z.B. Lebens-
zyklus in 10 Bildern) gearbeitet – immer in 
Bildserien. Diese beiden Bilder zeigen  
Anfang und Ende des Lebenszyklus. 

Bild 2:	 alle Künstler wollten das Streben nach 
dem Lebensziele/nach dem Glück/nach 
der Sonne darstellen – Bild 2 ist die  
Fassung von Hilma af Klint. 

Bild 3:	 ein Bildzyklus von af Klint – danaben  
zwei Kardinsky-Werke

Mit einer sehr vielseitig kompetenten Museumsfüh-
rerin konnten wir v.a. eine wissenschaftlich und sprituell 
inspirierende schwedische Künstlerin kennenlernen, die 
neben den Werken des schon damals bekannten Künst-
lers Kardinsky sich als großer - neu entdeckter - Gewinn 
für die Teilnehmerrunde darstellt. Nach der Führung 
war noch lange nicht Schluss - alle wollten noch intensi-
ver die Bilder in der Sonderaustellung anschauen.  

Museumsbesuch in K 20 Düsseldorf
Veranstaltung des AK Aktive Ruheständler im Juli // Nanny Gatzen-Stadter, Aktive 
Ruheständler*innen

1

2

3

4



AKTIVE RUHESTÄNDLER*INNEN   |   forum 2   |   3736   |   forum 2   |   AKTIVE RUHESTÄNDLER*INNEN

„KÖLN - DU PASST IN 
KEIN MUSEUM … 
außer in dieses“

Führung (60 Min.) durch das neue Kölnische Stadtmuseum:  
mit ACHT Emotionen durch die Kölner Stadtgeschichte

anschließend:
gemütlicher Schwatz an einem schönen Ort in der Nähe

8. Oktober 2024, 11.45 Uhr
Treff: im Foyer des Kölnischen Stadtmuseums, Minoritenstr. 13 

Kosten: 5 € Beitrag

Besuch der Ausstellung: 

„Planet Ozean“ – 
Führung ab 13 Uhr (60 Min.) danach individueller Ausstellungbesuch

anschließend ab 15 Uhr: 
ggfs. gemütlicher Schwatz im Restaurant des Gasometers

7. November 2024, 12.30 Uhr
Treff: im Foyer Gasometer, 

Arenastr. 11, 46047 Oberhausen
Kosten: 11 € Eintritt

Führung ab 14 Uhr durch die Museumsarchitektur und Highlights 
der Ausstellung 

„Im Fluss“ 
im Arp-Museum Rolandseck (60 Min.)

anschließend:
gemütlicher Austausch bei Kaffee/Kuchen im Bistro des Museums

(nur mit verbindlicher Voranmeldung!)

11. Dezember 2024, 13.30 Uhr Treff: im Foyer des Arp-Museum 
Hans-Arp-Allee 1, 53424 Remagen 

Kosten: 17 € Eintritt incl. Kaffee/Kuchen

Programmübersicht zu den Aktivitäten unseres Ausschusses 
Aktive Ruheständler*innen von September bis Dezember 2024

Die Teilnehmerzahlen sind begrenzt, deshalb bei der GEW-Geschäftsstelle (Telefon 0221-
516267 oder E-Mail: kontakt@gew-koeln.de) verbindlich anmelden und im Verhinderungs-

fall unbedingt auch wieder abmelden. 

immer noch darstellt. Bei leichteren Schä-
den war die Bearbeitung mit dieser Trocken-
reinigung abgeschlossen. Dies war jedoch 
nur bei circa 15 Prozent der Fall. Bei allen 
anderen Archivalien waren und sind auf-
wändige Arbeiten notwendig: Glätten, Ris-
se schließen, Fehlstellen ergänzen, Siegel fi-
xieren, Befall entfernen, neue Einbände und 
Schutzverpackungen herstellen.

Dazu werden folgende Werkzeuge ver-
wendet: Pinsel, Latexschwamm, Spatel oder 
Skalpell und Druckluft durch Airbrush oder 
Ausblaspistolen.

In den seltensten Fällen bringt eine Me-
thode allein den gewünschten Erfolg. In der 
Regel sind kombinierte Verfahren am effek-
tivsten: Zunächst wird das Blatt mit einem 
Pinsel oder mit Druckluft behandelt, an-
schließend kann mit dem Latexschwamm 
gezielter und gründlicher gereinigt werden. 
Anhaftende Verkrustungen fallen dann zu-
sätzlich dem Skalpell zum Opfer. Eine be-
sondere Herausforderung stellten die foto-
grafischen Bestände und audiovisuellen Me-
dien dar, deren Trägerschichten sehr anfällig 
für mechanische und chemische Belastung 
waren und sind.

Heute sind die restaurierten Objekte di-
gital erfasst und der Barcode gibt den Stand-
ort im Magazinblock wieder. Eine chrono-
logische Ordnung, wie sie im alten Archiv 

noch Bestand hatte, wurde aufgelöst. Sie war 
schlichtweg nicht mehr möglich.

Die Digitalisierung der Bestände wur-
de bereits in der Zeit vor dem Einsturz ent-
scheidend angestoßen. Hierzu stehen Groß-
formatscanner, Buchscanner sowie weitere, 
kleinere Scanner zur Verfügung.

Die Digitalisierung dient in erster Linie 
den Nutzer*innen und ist ein wesentlicher 
Schritt in Richtung eines Bürgerarchivs. Die 
Objekte werden so digitalisiert, dass sie auch 
künftigen Generationen sicher zur Verfü-
gung stehen. Durch die Digitalisierung wird 
sowohl die weltweite wissenschaftliche For-
schung in den Beständen des Historischen 
Archivs als auch die Benutzung der Archiva-
lien für bislang archivferne Bürger*innen be-
quem von zu Hause aus möglich. Die digita-
lisierten Archivalien können über die Websi-
te des Digitalen Historischen Archivs einge-
sehen werden. Wer eine originale Urkunde 
oder ein Schriftstück selbst ansehen möchte, 
muss dies anmelden.  

Eine neue U-Bahn ist im Bereich des 
neuen Historischen Archivs nicht geplant, 
auch andere größere Bauarbeiten sind im 
Gebiet des Eifelwalls nicht vorgesehen. So 
besteht die berechtigte Hoffnung, dass das 
Archiv noch lange genutzt werden kann. Die 
Lagerkapazität neuer Objekte ist für weitere 
30 Jahre eingeplant.

Urkunde
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Weltweit steigt die Zahl einsatzbereiter Atomwaffen. 
Immer mehr militärische Konflikte und Krisen sowie 
innerstaatliche Auseinandersetzungen prägen das in-
ternationale Geschehen. Der Angriffskrieg Russlands 
in der Ukraine geht mit unverminderter Grausamkeit 
weiter. Der brutale Terrorangriff der Hamas auf Israel 
hat im Nahen Osten einen Krieg ausgelöst, in dessen 
Folge zehntausende Opfer und schreckliches Leid für 
die Zivilbevölkerung zu beklagen sind, insbesondere 
auch im Gaza-Streifen. In Afrika haben Militärputsche 
und dschihadistische Gewalt zu neuen blutigen Kämp-
fen mit vielen Toten geführt. In der Folge wächst auch 
die Zahl an Geflüchteten und Binnengeflüchteten un-
ablässig. 

In mehr und mehr Ländern fällt die Politik in alte Denk-
muster zurück und antwortet mit bewaffneten Inter-
ventionen und militärischer Unterstützung auf die-
se Gewaltspirale, ohne sie durchbrechen zu können.  
Verschärft wird die Lage dadurch, dass die Vereinten 
Nationen nahezu handlungsunfähig sind. Die Welt 
gerät aus den Fugen. Und es ist aktuell keine Instanz 
in Sicht, die die Autorität und Fähigkeit besitzt, den 
Grundstein für eine neue internationale Friedensord-
nung zu legen.

Es ist höchste Zeit, die Eskalation militärischer Ge-
walt zu beenden. Dafür braucht es eine Koalition von 
Staaten, die es zur Prämisse ihrer Außen- und Sicher-
heitspolitik machen, Konfliktursachen frühzeitiger zu 
erkennen und an der Wurzel zu bearbeiten. Zu lange 
schon verrennt sich das sicherheitspolitische Denken 
und Handeln in Diskussionen über „Kriegstüchtigkeit“ 
und immer neue Waffenlieferungen. 

Wir Gewerkschaften erinnern anlässlich des dies- 
jährigen 75. Geburtstags des Grundgesetzes daran, 
dass Frieden nicht mit immer mehr Waffen erreicht 
werden kann. Das ändert nichts daran, dass wir soli-
darisch an der Seite der Ukraine und Israels stehen, 
wenn es um die Wahrnehmung ihres Rechts auf Selbst-
verteidigung geht. Wie überall, müssen auch dort alle 
Kriegsparteien zwingend die Grenzen des humanitären  
Völkerrechts einhalten. Der Schutz und die Versorgung 
der Zivilbevölkerung mit Nahrung und medizinischer 
Hilfe müssen gewährleistet sein. Dazu ist insbesondere 
die israelische Regierung völkerrechtlich aufgerufen! 

Mit dem Friedensgebot in unserer Verfassung hat sich 
die Bundesrepublik dazu verpflichtet, als gleichbe-
rechtigtes Mitglied in einem vereinten Europa dem 
Frieden der Welt zu dienen. Wir fordern die Bundesre-
gierung auf, dieses Gebot mit neuem Leben zu füllen. 
Das heißt vor allem, ihr Handeln an diplomatischen 
Ansätzen zur Krisenprävention und Konfliktlösung 
auszurichten. Indem sie an einer Zwei-Staaten-Lösung 
in Nahost festhält und gemeinsam mit ihren Partnern 
eine Waffenruhe im Gaza-Streifen anstrebt, hat die 
Bundesregierung wichtige Schritte in diese Richtung 
unternommen. Auch mit ihrer Beteiligung an der Wie-
deraufbaukonferenz für die Ukraine und der internati-
onalen Friedenskonferenz in der Schweiz hat sie richti-
ge diplomatische Weichen gestellt. 

Völlig unzureichend bleibt hingegen das Eintreten 
Deutschlands für Abrüstung, Rüstungs- und Rüstungs-
exportkontrolle. Hierzu erwarten wir neue Initiativen 
auf europäischer und internationaler Ebene. Mit 2,4 
Billionen Dollar sind die globalen Rüstungsausgaben 
so hoch wie nie. Der zerstörerischen Logik des Wettrüs-
tens muss endlich Einhalt geboten werden!

Die veränderte geopolitische Lage und Herausforde-
rungen wie Klimawandel, Armut und Hunger erfordern 
eine umfassend verstandene Außen- und Sicherheits-
politik, die sich der historischen Verantwortung unse-
res Landes bewusst ist und mit aller Kraft für Frieden, 
Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit, das Selbst-
bestimmungsrecht der Völker und Minderheitenschutz 
einsetzt. Umso unverständlicher ist die Ankündigung 
des Bundesfinanzministers, bei der Entwicklungshilfe 
und bei Demokratieprojekten zu sparen. Gerade an-
gesichts des weltweiten Erstarkens rechtsextremer 
Parteien bedarf es eines breiten Verständnisses von 
Sicherheit, um Demokratien widerstandsfähiger zu 
machen. 

Wir Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter leis-
ten dazu unseren Beitrag. Wir stehen solidarisch 
zusammen in unserem Einsatz für eine offene und 
vielfältige Gesellschaft, für unsere demokratischen 
Werte, für Freiheit und soziale Gerechtigkeit – als 
zentrale Voraussetzungen für dauerhaften und ech-
ten Frieden.

Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes  
zum Antikriegstag am 1. September 2024

Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum Antikriegstag

Verantwortlich: DGB-Bundesvorstand, Keithstraße 1, 10787 Berlin, Konrad Klingenburg, Abt. Vorsitzende / Thomas Fischer, Abt. Grundsatzangelegenheiten

Friedensgebot mit Leben füllen,  
kriegerische Gewaltspirale durchbrechen!

Der GEW Thüringen ist be-
wusst, dass trotz vieler sinn-
voller - auch durch die GEW 
erstrittene - Maßnahmen 
während der letzten Jahre 

etliches im Bildungs- und Wissenschaftsbe-
reich im Argen liegt. Die Herausforderun-
gen durch verschiedene Krisen, durch den 
wachsenden Personalmangel und die sich 
verschärfende Unterfinanzierung sind zum 
Leidwesen der Beschäftigten und am Erzie-
hungs-, Bildungs- und Wissenschaftssystem 
Beteiligten enorm gestiegen.

Trotz aller Kritik sieht die GEW Thü-
ringen in der AfD keine Alternative für 
Deutschland (und auch nicht für Thürin-
gen). Sie benennt allenfalls Problemfelder, 
verzichtet aber auf konkrete und aus unse-
rer Perspektive sinnvolle Lösungsvorschlä-
ge oder holt diese aus der Mottenkiste längst 
überwundener Gesellschaftsvorstellungen.

Björn Höcke, Vorsitzender der AfD Thü-
ringen hat unlängst seinen Fünf-Punkte-Plan 
für Thüringen veröffentlicht:
•	im Namen des Freistaates Thüringen den 

Bund für seine Flüchtlingspolitik verklagen
•	den Thüringer Verfassungsschutz um-

krempeln
•	sämtliche Fördermittel für Demokratie, 

Vielfalt und den Kampf gegen Rechtsextre-
mismus streichen

•	den Klimaschutz im Freistaat beenden
•	die Medienstaatsverträge kündigen und 

den Rundfunk staatlich finanzieren [und 
damit zu kontrollieren, Anm. der Verfasse-
rin]

(MDR Thüringen, 03.12.2023)

Das ist nur die Spitze des Eisbergs.

Die Aufdeckungen von CORRECTIV ha-
ben gezeigt, dass es bei der AfD und ihren 
rechtsextremen Vernetzungen um mehr 

„Die […] Gewerkschaften […] lösen 
unser liebes, deutsches Vaterland auf 
wie ein Stück Seife unter einem lau-
warmen Wasserstrahl. Aber wir Pa-
trioten werden diesen Wasserstrahl 
jetzt zudrehen! Wir werden unser 
Deutschland Stück für Stück zurück-
holen!“ (Björn Höcke am 17.01.2017)

GEW Thüringen und AfD sind unvereinbar
Beschluss vom 5. März 2024 des // Landesvorstands der GEW Thüringen

als nur Gedankenspiele geht. Sie planen die 
Deportation aller Menschen mit Migrati-
onshintergrund mit oder ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft, Unterstützer:innen von 
Geflüchteteninitiativen und angeblich re-
gierungstreuen Journalist:innen. Diese Ver-
öffentlichungen haben in den vergangenen 
Wochen mehrere hunderttausend Menschen 
zur Verteidigung von Demokratie und Men-
schenrechten auf die Straße gebracht, auch 
in Thüringen, auch im sogenannten „ländli-
chen Raum“. Das ist ein wichtiges Signal an 
die AfD, die mehr denn je meint, sie spräche 
für das Volk.

Als GEW Thüringen freuen wir uns über 
das zivilgesellschaftliche Engagement der 
letzten Wochen. Dabei kann es jedoch nicht 
bleiben.

Zunehmend wenden sich Mitglieder an 
die GEW Thüringen, die sich Sorgen ma-
chen. Sorgen darüber, was sie erwartet, 
wenn die AfD in Thüringen nach den Land-
tagswahlen tatsächlich in Regierungsverant-
wortung kommt, gar das Bildungs- oder das 
Wissenschaftsministerium erhält. Verunsi-
cherungen hinsichtlich möglicher Diskrimi-
nierung und Redeverbote, Pläne zur Kündi-
gung des Arbeitsplatzes, zum Wegzug aus 
Thüringen werden längst von denen ge-äu-
ßert, die unsere Zukunftsperspektive sind. 

Das dürfen wir nicht zulassen. Das müssen 
wir verhindern.

Nicht zuletzt wegen der Ankündigung 
Höckes, Inklusion und Gender Mainstrea-
ming aus der Bildung und Wissenschaft zu 
verbannen gilt für die GEW Thüringen: Die 
Agenda der AfD gefährdet unsere Demokra-
tie. Sie gefährdet den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt. Sie will das Recht auf gleich-
berechtigte Teilhabe beschneiden, etwa in-
dem sie Krippen abschaffen will, weil ihrer 
Meinung nach Frauen an den Herd gehö-
ren. Weil Menschen mit Beeinträchtigungen 
nicht ihrem Menschenbild entsprechen, will 
sie diese nur noch in Förderschulen beschu-
len/betreuen und sie somit exkludieren/an 
den Rand der Gesellschaft schieben. Und: 
Nicht weniger als die Förderung der Gleich-
stellung der Geschlechter soll abgeschafft 
werden – Gleichberechtigung ist im Grund-
gesetz verankert. Die AfD vertritt ein zutiefst 
rassistisches Menschenbild und kooperiert 
an vielen Stellen sehr bewusst mit rechts-
extremen Organisationen und Bewegungen. 
Der Thüringer Landesverband der AfD ist 
nachgewiesen rechtsextrem, Mitglieder fal-
len regelmäßig durch volksverhetzende, an-
tidemokratische und menschenrechtsverlet-
zende Äußerungen auf und den Thüringer 
Landesvorsitzenden darf man gerichtlich at-
testiert einen Faschisten nennen.

Zudem: Eine ernsthafte Diskussion über 
die Programmpunkte der AfD ist aussichts-
los: Den Kernaussagen aus den jeweiligen 
Partei- und Wahlprogrammen steht jeweils 
eine Vielzahl von abweichenden und gegen-
läufigen Aussagen anderer Programme, Re-
den oder Interviews entgegen.

Die GEW Thüringen stellt fest, dass die 
Beschlusslagen des Landesverbandes und 
des Gewerkschaftstages weiterhin Bestand 
haben: GEW und AfD stehen sich diamet-
ral gegenüber. Wer die Grundsätze der GEW 
ernst meint, kann nicht zugleich AfD-Posi-
tionen vertreten. Daher schließt die GEW 
Thüringen auch künftig die Zusammenar-
beit mit der AfD aus, lädt sie nicht zu Ver-
anstaltungen ein und beteiligt sich aktiv an 
Bündnissen und Kundgebungen, die für De-
mokratie, Vielfalt, Toleranz und Zusammen-
halt einstehen. Sie wird alle Kolleg:innen un-
terstützen, die politische Neutralität nicht 
missverstehen, sondern sich zur freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung beken-
nen und damit gegen Rassismus, Diskrimi-
nierung, Menschenfeindlichkeit und neofa-
schistische Politik einstehen.



Einladung zur  
Mitgliederversammlung

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

hiermit laden wir euch herzlich ein zur
Mitgliederversammlung der GEW Köln

am 6. November 2024 von 17h30 – 20h00 im großen Saal des DGB-Hauses  
(Hans-Böckler-Platz 1, 50672 Köln, 1. Stock)
Für einen Imbiss und Getränke ist gesorgt.

Vorläufiger Vorschlag zur Tagesordnung:

TOP 1	 Austausch & Berichte 
		 a) Berichte aus den Fachgruppen (FG), Ausschüssen (AS) und Arbeitskreisen (AK) 

TOP 2	 Thema & Diskussion
		 (wird noch näher spezifiziert)

TOP 3	 Anträge
		 a) Anträge zu Satzung & Wahlordnung
		 b) sonstige Anträge

TOP 4	 Verschiedenes

Anträge an die MV müssen bis zum 30. Oktober 2024 in der Geschäftsstelle eingegangen sein.  
Fristgemäß eingereichte Anträge sowie eine aktualisierte Tagesordnung werden danach zeitnah  

auf der Webseite der GEW Köln veröffentlicht.

Herzliche GEWerkschaftliche Grüße
der Geschäftsführende Vorstand


